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Zum Geleit

Eine neue Qualität von Arbeit
Bildung und Beschäftigung sind in vielerlei Hin-
sicht nur zwei Seiten derselben Medaille. Das
Ziel, so fasst der Beschäftigungsbericht 2002
der EU-Kommission zusammen, ist eine “neue
Qualität von Arbeit”. Bildung hilft, die Be-
schäftigungsrate deutlich zu erhöhen. Eine gu-
te Qualifikation motiviert Arbeitgeber, befriste-
te in unbefristete Arbeitsverhältnisse umzu-
wandeln. Lebenslanges Lernen trägt dazu bei,
sich nach einer Entlassung umzuorientieren
und einen neuen Job zu finden - viele Gründe
also für eine gemeinsame Darstellung der Be-
schäftigungs- und Bildungspolitik in einem Heft. 

Die Verbesserung der Gesamtperformance, unter-
stützt durch “aktives lebenslanges Lernen”, ist die
inhaltliche Klammer des Themenhefts. 

Gefragt wird: Wie kann die Union zu mehr Be-
schäftigung und einer verbesserten Qualifikation
beitragen? Brauchen wir vergleichbare Standards,
um zur Mobilität in einem offenen Arbeitsmarkt
beizutragen? Wie kann die Union durch mehr und
bessere Arbeitsplätze ihre internationale Wett-
bewerbsfähigkeit steigern?

Bei der breiten gesellschaftlichen Diskussion in
Deutschland um Arbeitsmarktreformen und eine
von der PISA-Studie offenbarten Bildungsmisere
spielt die europäische Dimension eine zunehmend
wichtige Rolle. 

Aufbau des Hefts

Ausgangspunkt sind die vertraglichen und rechtli-
chen Grundlagen für europäisches Handeln. Nach
einer grundlegenden Einführung widmet sich das
Themenheft im ersten Teil der Bildung. Breiten
Raum nehmen dabei konkrete Projekte und EU-
Förderprogramme ein. Ausführlich berücksichtigt
sind auch handelnde Institutionen und - in
Interviews - handelnde Personen. 

Der Teil 2 über Beschäftigung zieht einen Bogen
von der Mobilität bis hin zu Fragen der Arbeits-
sicherheit. Berücksichtigt sind neuste Studien und
Statistiken - visualisiert durch eine Vielzahl von
Grafiken. Tipps und weiterführende Hinweise sol-
len bei weitergehendem Interesse zu Institutionen,
Verbänden und Beratungsstellen führen. Weblinks
erschließen ergänzende und vertiefende Informa-
tionen - denn trotz des doppelten Heftumfangs
konnten viele Aspekte nur angerissen werden.

Einsatzmöglichkeiten des Themenhefts

Das Heft richtet sich an “Multiplikatoren”. Es lässt
sich in Unterricht, Seminaren oder Workshops ein-
setzen. Geschrieben ist es ebenso als Basisinfor-
mation für Medienarbeiter, Mitarbeiter von Kam-
mern, Verbänden und Vereinen, kurz: für die inter-
essierte Öffentlichkeit. 

Ein Hinweis für die Nutzer der Internet-Version
(PDF): Hier sind die Links online nutzbar, ein elek-
tronisches Inhaltsverzeichnis erleichtert die Orien-
tierung im Heft.

Die Redaktion

http://www.media-res-koeln.de
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Einführung
Die Lissabon-Strategie

“Den Wandel herbeiführen”
Bildung und Beschäftigung stehen im Zentrum
des “Lissabon-Prozesses”, die Europäische
Union bis 2010 zur “am stärksten dynamischen
und wettbewerbsfähigen , wissens-
basierten Wirtschaft der Welt” zu
machen. In Europa gemeinsam zu
mehr Beschäftigung zu kommen, ist
auch Ziel der europäischen Be-
schäftigungsstrategie, die 1997 in
Luxemburg gestartet und 1999
unter deutscher Ratspräsident-
schaft zum Beschäftigungspakt
ausgebaut wurde. 

Seither sind in der EU durch gemeinsame Anstren-
gungen zehn Millionen neue Arbeitsplätze entstan-
den. “Europäisches Sozialmodell” (Seite 24) und
Lissabon-Prozess sind von zentraler Bedeutung,
wie EU-Kommissionspräsident Romano Prodi be-
tont: “Dies sind Werte, die Europa gemeinsam hat
und die uns von anderen Kontinenten unterschei-
den”.

Lissabon: Beschäftigung und Wachstum

Beim Europäischen Rat von Lissabon im März 2000
hat sich die EU vorgenommen bis 2010:

❍ 20 Mio. neue Arbeitsplätze zu schaffen, davon
11 bis 12 Mio. für Frauen und 5 Mio. für ältere Ar-
beitnehmer. Somit wird für die EU eine Beschäf-
tigungsquote von 70 Prozent angestrebt, bei
Frauen 60 Prozent und 50 Prozent für ältere
Arbeitnehmer. Diese Quote ist der Anteil der Be-

Links

Schlussfolgerungen des Europäischen Rates
von Lissabon bis Barcelona

■ http://ue.eu.int/de/Info/eurocouncil/index.htm

Bericht zur Wettbewerbsfähigkeit 2002

■ http://europa.eu.int/comm/enterprise/
enterprise_policy

schäftigten an der Gesamtbevölkerung im er-
werbsfähigen Alter;

❍ ein Durchschnittswachstum pro Jahr von 3 Pro-
zent des Bruttoinlandprodukts zu erreichen;

❍ die Märkte für Energie, Telekommunikation,
Postdienste und Schienengüterverkehr zu libera-
lisieren und damit den Wettbewerb zu fördern.

(Bericht zur Wettbewerbsfäigkeit)
Angestrebt werden auch ein euro-
päischer Forschungsraum (ab
2003), ein einheitlicher EU-Luftraum
(“Single Sky” ab 2004), ein grenzen-
loser EU-Finanzmarkt (bis 2005)
und die GALILEO-Satelliten-
navigation (ab 2008). 

Qualifikation durch Bildung

1992 wurde das Thema Bildung in
Maastricht neu in den EU-Vertrag aufgenommen.
Zwar bleiben die Mitgliedstaaten selbst für das
Bildungswesen verantwortlich, doch tragen europäi-
sche Maßnahmen und Programme mit zur
Verbesserung der Qualifikationen und zur Annähe-
rung der Bildungssysteme in Europa bei. 

Da auch der Arbeitsmarkt unaufhaltsam zusam-
menwächst, bemüht sich die Union um verbesser-
te Arbeitsvermittlung. Sie unterstützt das europäi-
sche “Networking” zwischen Verwaltung, Bildungs-
trägern und Medienunternehmen. Der europäische
Mehrwert besteht in mehr Beschäftigung und folg-
lich einer Entlastung der Sozialsysteme. Dies ist
sinnvoll besonders in innovativen Hightechberei-
chen wie Bio- und Informationstechnologie sowie
Fertigungstechnik. Lebenslanges Lernen ist unab-
dingbar für ein Leben in Eigenverantwortung. Das
ist die Botschaft von Lissabon.

Lissabon ist eine
Agenda, die unser sozia-
les Gesellschaftsmodell

gestaltet. Es ist eine
Agenda der wirtschaftli-

chen und sozialen
Erneuerung

Romano Prodi, Präsident der
Europäischen Kommission

http://ue.eu.int/de/Info/eurocouncil/index.htm
http://europa.eu.int/comm/enterprise/enterprise_policy
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Beschäftigungsquoten in der EU (2001)

Quelle: Europäische Kommission,
Beschäftigungsbericht 2002EU-Nachrichten Grafik
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Interview mit Ludwig Georg Braun (DIHK)

Für Transparenz und Mitsprache
EU-Nachrichten: Welche Spielräume sollten
auf europäischer Ebene stärker genutzt wer-
den? 

Ludwig Georg Braun: Die EU kann ihren kon-
struktiven Beitrag besonders dort leisten, wo über-
greifende Interessen und supranationale Entwick-
lungen berührt werden. Dazu gehören die Schaf-
fung eines europäischen Raums der Forschung
und Innovation, ein günstiges Umfeld für KMU
sowie Wirtschaftsreformen für den Binnenmarkt
und effiziente Finanzmärkte. Bei der Umsetzung
der Informationsgesellschaft sind besonders der
elektronische Geschäftsverkehr, die konsequente
Liberalisierung der Telekommunikationsmärkte
sowie der Aufbau von digitaler Kompetenz zu
nennen. 

Was kann in Deutschland zur Beschleunigung
unternommen werden, insbesondere auf
betrieblicher Ebene?
Zu viele verlassen sich darauf, dass andere - und
an erster Stelle der Staat - es schon richten wer-
den. Dies gilt für alle Bereiche der Gesellschaft,
von der sozialen Sicherung über Innovation und
Bildung bis hin zum Arbeitsmarkt. Ich befürchte,
wir fühlen uns schon zu satt, um all unser
Potenzial zu entwickeln. Die Umsetzung der EU-
Initiativen sollte in Deutschland besonders dort
vorangetrieben werden, wo sie langfristig helfen,
den deutschen Wirtschaftsstandort zu verbes-
sern. Wir müssen z. B. die Leistungsanreize in
unserem Land verbessern. 

Völlig zurecht hat der Lissabon-Gipfel der EU das
Schwergewicht auf die Bildung gelegt. Die deut-
schen Unternehmen werden ihren Beitrag auf
dem Weg in die Wissensgesellschaft noch stärker
als schon bislang wahrnehmen. Sie tragen bereits
jetzt den Löwenanteil der Investitionen in
Forschung und Entwicklung. Sie brauchen inno-
vationsfreundliche Rahmenbedingungen. Die
deutsche Wirtschaft profitiert zudem von
Mitarbeitern, die Erfahrungen im Ausland gesam-
melt haben. Deren interkulturelle, sprachliche,
aber auch vertiefte fachliche Kompetenz sind für
Unternehmen von immer größerer Bedeutung.

Ludwig Georg Braun ist Präsident des Deutschen
Industrie- und Handelskammertages (DIHK)

■ http://www.dihk.de

Studie des Centre for European Reform

Der “Lissabon-Prozess hat in seiner Ge-
samtheit gute Fortschritte gemacht”. Zu die-
sem Ergebnis kommt das Centre for Euro-
pean Reform (CER), ein britisches For-
schungsinstitut, in einer aktuellen Studie.
Bewertet werden die ökonomischen Fort-
schritte der EU bei der Umsetzung der in
Lissabon vereinbarten Ziele, mit Blick auf
“langfristige strukturelle Prozesse”.

Die Bilanz charakterisiert die deutschen Entwick-
lungen insgesamt als eher durchschnittlich, etwa
die Reform der Arbeitsmärkte. Einige Beispiele:

❍ Fortschritte wurden erzielt in den Bereichen
Telekom-Liberalisierung, Internetnutzung durch
den Mittelstand, Steuerreform (Übernahmere-
gelungen) und Forschung.

❍ Handlungsbedarf gibt es noch bei der Liberali-
sierung der Service-Netze (Gas, Post, Schiene
etc.). Und der Aufwand einer Existenzgündung
ist bislang zu hoch.

Großbritannien, Portugal, Schweden und Spanien
haben besonders “bemerkenswerte neue
Initiativen” ergriffen, die Lage zu verbessern,
Frankreich dagegen nur sehr wenige. Fortschritte in
allen Bereichen hat kein Land erzielt.

■ http://www.cer.org.uk/n1new/index.html#anchor_
lisbon

The Lisbon Scorecard, The status of economic reform in Europe,
Edward Bannermann, CER,  March 2001

http://www.dihk.de
http://www.cer.org.uk/n1new/index.html#anchor_lisbon
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Rechtliche Grundlagen
Aufgaben und Ziele im EU-Vertrag

Eine gute Grundlage
Europa wächst zusammen: Ein EU-Beschäfti-
gungsmarkt  entsteht, Bildungsabschlüsse ste-
hen im Wettbewerb miteinander. Das Nebenein-
ander von fünfzehn verschiedenen Rechts-
grundlagen für Beschäftigung, Soziales und
Bildung konnte daher nicht weiterbestehen. Mit
dem Vertrag von Amsterdam von 1997 ergriff die
Union die Initiative zu einer europäischen
Beschäftigungspolitik. Bereits 1992 hat die EU in
Maastricht  den Bildungsbereich vertraglich
geregelt. In fast allen Bereichen faßt der Rat Be-
schlüsse mit qualifizierter Mehrheit (Art. 251) -
dies stärkt die Handlungsfähigkeit der Union. 

Allgemeine und berufliche Bildung (Art. 149-150)

Die Europäische Union hat sich vertraglich dazu
verpflichtet, den “Wissensstand ihrer Völker zu
heben” und ihre “ständige Fortbildung” zu ge-
währleisten. Die Wiedereingliederung in den Arbeits-
markt ist ein weiteres wichtiges Betätigungsfeld. 

Maßnahmen müssen einen erkennbaren “euro-
päischen Mehrwert” haben, denn das Subsidiari-
tätsprinzip sichert den Mitgliedstaaten die Bil-
dungshoheit zu. Verpflichtungen ergeben sich
gemäß EU-Vertrag vor allem aus der Garantie der
Freizügigkeit im Binnenmarkt. Handlungsbedarf
besteht, um Studienabschlüsse und berufliche
Befähigungsnachweise vergleichbar zu machen.
Ein Bildungsanliegen “in eigener Sache” ist, zu
einem besseren Verständnis der Funktionsweise
der EU und zur Stärkung der Bürgergesellschaft
beizutragen, angefangen bei den Schulen. 

Beschäftigung (Art. 125-130)

Das Kapitel zur Beschäftigung im Amsterdamer
Vertrag erklärte die Beschäftigungspolitik zur
Angelegenheit von gemeinsamem Interesse (Seite
7). Mit Beginn der Frühjahrstagung des
Europäischen Rats im Jahr 2001 treffen die Staats-
und Regierungschefs einmal jährlich zum
“Beschäftigungsgipfel” zusammen und prüfen die
Entwicklung. Der Vertrag hat hierfür den Mitglied-
staaten umfangreiche Berichtspflichten  auferlegt
und die EU-Kommission mit der Bewertung und
Vorbereitung von Maßnahmen beauftragt. Mit
Empfehlungen hat der Europäische Rat die Mög-
lichkeit, einzelne Mitgliedstaaten zu Korrekturen in
der Bildungspolitik zu drängen.

Sozialvorschriften (Art. 136-145)

Als Gesetzgeber war die Gemeinschaft sozialpoli-
tisch seit Beginn der sechziger Jahre aktiv - aller-
dings nur dann, wenn der Ministerrat einer Meinung
war. Die Europäische Sozialcharta garantiert seit
1989 die Grundrechte der Arbeitnehmer. Sie sind seit
1997 Vertragsbestandteil. Wichtiges Einzelziel ist die
Verbesserung von Arbeitsumwelt und -bedingungen,
etwa durch die EU-weit gültige Krankenversiche-
rungskarte und durch Arbeitsschutzstandards.

Beschäftigungsförderung und Chancengleichheit im
Beruf sind weitere zentrale Vertragsziele. Doch sind
die Möglichkeiten der Gemeinschaft, Sozialpolitik
selbst zu gestalten, angesichts höchst unterschied-
licher Schutzsysteme nur sehr begrenzt. Bei Sozial-
schutz, Arbeitnehmervertretung oder Finanzierung
von Maßnahmen haben sich die Mitgliedstaaten
sogar ein Vetorecht vorbehalten. Kommt es zu
einem Beschluss, dürfen die Mitgliedstaaten wei-
tergehende Maßnahmen durchführen.

Links

Rechtsrahmen
■ http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/cha/c10101.htm

Beschäftigung im Vertrag von Amsterdam
■ http://europa.eu.int/comm/employment_social/

empl&esf/amst_de.htm

Aktualisierung des EU-Vertrags 2002 (Nizza)
■ http://europa.eu.int/comm/archives/igc2000/

geninfo/fact-sheets/fact-sheet1/index_de.htm

http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/cha/c10101.htm
http://europa.eu.int/comm/employment_social/empl&esf/amst_de.htm
http://europa.eu.int/comm/archives/igc2000/geninfo/fact-sheets/fact-sheet1/index_de.htm
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Beschäftigung und Soziales im EG-Vertrag

Art. 125: Die Mitgliedstaaten und die Gemein-
schaft arbeiten nach diesem Titel auf die Ent-
wicklung einer koordinierten Beschäftigungsstra-
tegie und insbesondere auf die Förderung der
Qualifizierung, Ausbildung und Anpassungsfähig-
keit der Arbeitnehmer sowie der Fähigkeit der Ar-
beitsmärkte hin, um auf die Erfordernisse des
wirtschaftlichen Wandels zu reagieren.

Art. 126 (2): Die Mitgliedstaaten betrachten die
Förderung der Beschäftigung als Angelegenheit
von gemeinsamem Interesse und stimmen ihre
diesbezüglichen Tätigkeiten aufeinander ab.

Art. 127 (1): Die Gemeinschaft trägt zu einem
hohen Beschäftigungsniveau bei, indem sie die
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten
und deren Maßnahmen in diesem Bereich unter-
stützt. (2): Das Ziel eines hohen Beschäftigungs-
niveaus wird bei der Festlegung und Durchfüh-
rung der Beschäftigungspolitiken und -maßnah-
men berücksichtigt.

Art. 136: Die Gemeinschft und die Mitgliedstaa-
ten verfolgen [...]  folgende Ziele: die Beförderung
der Beschäftigung, die Verbesserung der Lebens-
und Arbeitsbedingungen [...], einen angemesse-
nen sozialen Schutz, den sozialen Dialog, die Ent-
wicklung des Arbeitskräftepotenzials im Hinblick
auf ein dauerhaft hohes Beschäftigungsniveau
und die Bekämpfung von Ausgrenzungen.

Bildung im EG-Vertrag

Art. 149 (1): Die Gemeinschaft trägt zur Entwick-
lung einer qualitativ hochstehenden Bildung da-
durch bei, dass sie die Zusammenarbeit zwischen
den Mitgliedstaaten fördert und die Tätigkeit der
Mitgliedstaaten unter strikter Beachtung der Ver-
antwortung der Mitgliedstaaten für die Lehrinhalte
und die Gestaltung des Bildungssystems sowie
der Vielfalt ihrer Kulturen und Sprachen erforder-
lichenfalls unterstützt und ergänzt.

(2) Die Gemeinschaft hat folgende Ziele:

❍ Entwicklung der europäischen Dimension im
Bildungswesen, insbesondere durch Erlernen
und Verbreitung der EU-Mitgliedssprachen;

❍ Förderung der Mobilität von Lernenden und
Lehrenden, auch durch Förderung der akade-
mischen Anerkennung der Diplome und
Studienzeiten;

❍ Förderung der Zusammenarbeit zwischen den
Bildungseinrichtungen;

❍ Ausbau des Informations- und Erfahrungsaus-
tauschs über gemeinsame Probleme im Rahmen
der Bildungssysteme der Mitgliedstaaten;

❍ Förderung des Ausbaus des Jugendaus-
tauschs und des Austauschs sozialpädagogi-
scher Betreuer;

❍ Förderung der Entwicklung der Fernlehre.

Aktualisierung des EU-Vertrags 2002 (Nizza)
■ http://europa.eu.int/comm/archives/igc2000/

geninfo/fact-sheets/fact-sheet1/index_de.htm

MITGLIEDSTAAT Ratsstimmen EP-Sitze

Deutschland 29 99

Großbritannien 29 72

Frankreich 29 72

Italien 29 72

Spanien 27 50

Polen 27 50

Niederlande 13 25

Griechenland 12 22

Tschechische Republik 12 20

Belgien 12 22

Ungarn 12 20

Portugal 12 22

Schweden 10 18

MITGLIEDSTAAT       Ratsstimmen EP-Sitze

Österreich 10 17

Slowakei 7 13

Dänemark 7 13

Finnland 7 13

Irland 7 12

Litauen 7 12

Lettland 4 8

Slowenien 4 7

Estland 4 6

Zypern 4 6

Luxemburg 4 6

Malta 3 5

INSGESAMT 321 682

Stimmengewichtung im Rat (ab 1.1.2005) und Sitzverteilung im EP (6. Wahlperiode)

http://europa.eu.int/comm/archives/igc2000/geninfo/fact-sheets/fact-sheet1/index_de.htm
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Strukturfonds
Strukturprogramme 2000 bis 2006

Priorität: Arbeitsplätze schaffen
Die EU-Stukturprogramme übernehmen in der
Bildungs- und Beschäftigungspolitik eine zen-
trale Rolle. Sie haben erhebliche Auswirkungen
auf Wirtschaftswachstum, Anla-
geinvestitionen und Beschäfti-
gung. ·Dies ergab eine Studie der
EU-Kommission vom Juli 2002.
In den ostdeutschen Ländern
tragen sie 0,2 Prozent zum Wirt-
schaftswachstum bei. Auch der
Arbeitsmarkt profitierte davon.

Zwischen 1996 und 2000 ist die
Arbeitslosenquote in den Ziel 2-
Regionen beispielsweise um 3,1 Prozent zurückge-
gangen, stärker als im Gemeinschaftsdurchschnitt
(2,4 %). Die neuen Bundesländer steigerten das
Wirtschaftswachstum mit Hilfe von EU-Struktur-
geldern um 1,6 Prozent jährlich und ließen mehr als
100.000 neue Arbeitsplätze entstehen. Ein weiterer
positiver Effekt für die Beschäftigung geht von den
Transferleistungen an die übrige Wirtschaft aus,
etwa Folgezahlungen für Ausrüstungen, Waren und
Dienstleistungen.

Beschäftigungsförderung immer wichtiger

Rund 35 Prozent ihres Budgets gibt die Union für
Strukturfonds aus. Angesichts anhaltend hoher
Arbeitslosigkeit wurden sie mehr und mehr in den

Links

Europäischer Strukturfonds (Inforegio)

■ http://www.europa.eu.int/comm/regional_policy/
index_de.htm

Europäischer Sozialfonds

■ http://europa.eu.int/comm/employment_social/
esf2000/index.htm

Studie zur EU-Kommission zu Strukturfonds

■ http://europa.eu.int/comm/regional_policy/
sources/docgener/studies/study_de.htm

Dienst der Beschäftigungsförderung gestellt.
Beispielsweise setzt das Land Brandenburg auf
eine verbesserte Infrastruktur im Bereich der
Schulung und Bildung und legte einen der fünf
Schwerpunkte auf “Förderung des Humankapitals
und der Chancengleichheit” etwa durch die Er-
schließung neuer Beschäftigungsbereiche.

Europäischer Sozialfonds (ESF) 

Der ESF ist das wichtigste Finanz-
instrument für arbeitsmarktpolitische
und berufsbildende Maßnahmen. Er
wurde zum „finanziellen Arm“ der
Europäischen Beschäftigungsstrate-
gie (Seite 26) ausgebaut und ergänzt
die nationalen Beschäftigungsmaß-
nahmen. Das Finanzvolumen des

ESF nimmt mit 195 Mrd. m für 2000-2006 rund 30
Prozent des Strukturfonds in Anspruch.

ESF-Mittel für Deutschland

Insgesamt erhält Deutschland aus dem ESF zur
Förderung von Bildung, Ausbildung und Beschäf-
tigung im Zeitraum 2000-2006 knapp 12 Mrd. m.
Die Mittel werden auf Bund und Länder verteilt mit
den Zielen

❍ aktiver Arbeitsmarktpolitik,

❍ Förderung der sozialen Eingliederung,

❍ Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit durch
Lebenslanges Lernen und Fortbildungssysteme,

❍ sowie Förderung der Anpassungsfähigkeit an
den wirtschaftlichen und sozialen Wandel.

Was die Union vor allem
braucht, ist eine ausgewo-
gene und nachhaltige Ent-
wicklung des Wirtschafts-
lebens auf einem hohen
Beschäftigungsniveau
Michel Barnier, EU-Kommissar für

Regionalpolitik

http://www.europa.eu.int/comm/regional_policy/index_de.htm
http://europa.eu.int/comm/employment_social/esf2000/index.htm
http://europa.eu.int/comm/regional_policy/sources/docgener/studies/study_de.htm


4.12.2002

9

EU-NACHRICHTEN

THEMENHEFT NR. 4

�

�����������	
��
�����������
�������
������������

�����������	�
���
������
������������������������	��

�����������	
����

�	
��
�
�	
��
�����	��

��	��
�����

�������
�

�

��
�����������  
��

!�����
���"
��#	�
�
�
����

!�
�
��	
��
�

�	$
��

�
��
�%���&����
��

&
��
�

�	�
��"����
 �
��

'�
���	���(#	�)

�		��	��

��
 
�

&	 ����

� � � � � �

EU fördert JUMP: Sprung ins Arbeitsleben

“Vielleicht sind Sie von der Schule geflogen,
Ihre Eltern reden nicht mehr mit Ihnen, Sie
sind einfach ausgezogen, die Lehrstelle ist
weg, weil es Ärger gab, usw., usw. Eigentlich
haben Sie total die Lust verloren, überhaupt
noch irgendwas in die Wege zu leiten...” So
spricht “JUMP” die von Arbeitslosigkeit be-
troffenen jungen Menschen an. JUMP ist ein
Programm der Bundesregierung zum Abbau
der Jugendarbeitslosigkeit. Mit Angeboten
für Qualifizierung und Beschäftigung soll jun-
gen Leuten auf die Sprünge geholfen werden. 

JUMP ist jährlich mit rund einer Mrd. m ausge-
stattet und läuft bis Ende 2003. Die EU-Kommis-
sion unterstützt JUMP mit jährlich 100 Mio. m aus
dem Europäischen Sozialfonds. Seit 1999 erhal-
ten Unternehmen ein Jahr lang bis zu 60 Prozent
der Lohnkosten sowie Zuschüsse für die
Vermittlung von Zusatzqualifikation, wenn sie von
Arbeitslosigkeit bedrohte Jugendliche ausbilden.

Schul- oder Ausbildungsabbrecher unter 25
Jahren können mithilfe von JUMP den Haupt-
schulabschluss nachholen oder erhalten Unter-
stützung bei der Suche nach einer Ausbildungs-
stelle. Seit Anfang 2002 sind mehr als 400.000 Ju-
gendliche durch JUMP gefördert worden.

Kostenlose Hotline: 08000/100 001

■ http://www.arbeit-fuer-junge.de/flash/index2.asp

Kurz gefasst: Die EU-
Strukturfonds 2000-2006

Ziel der EU als Solidarge-
meinschaft ist es, das

Wohlstandsgefälle auszugleichen. Dazu hat
die Union die Strukturfonds geschaffen.

❍ Der ESF (Europäischer Sozialfonds) ist das
wichtigste Instrument der Europäischen Union,
um die Mitgliedstaaten bei ihren bildungs- und
beschäftigungspolitischen Maßnahmen zu un-
terstützen. Er ermutigt die Mitgliedstaaten, in-
novative und transnationale Ansätze zu verfol-
gen. Der ESF leistet so einen Beitrag zur Prä-
vention und Bekämpfung der Arbeitslosigkeit.

❍ Der EFRE (Europäischer Fonds für Regionale
Entwicklung) trägt zum Abbau von Ungleichge-
wichten zwischen den verschiedenen Regionen bei. 

❍ Der EAGFL (Europäischer Ausrichtungs- und
Garantiefonds für die Landwirtschaft) ist ein
Finanzinstrument zur Entwicklung des ländli-
chen Raums und zur Unterstützung der Bauern
mit Direktzahlungen und Subventionen.
Programme etwa zur Flächenstillegung sollen
zum Abbau bestehender Überproduktion bei-
tragen. Der Agrarexport wird unterstützt, aller-
dings in immer geringerem Maße. 

❍ Der FIAF (Finanzinstrument für die Ausrichtung
der Fischerei) hat das Ziel, zu einem Gleichge-
wicht zwischen den Fischressourcen und ihrer
Nutzung beizutragen.

❍ Der Kohäsionsfonds unterstützt die ärmsten
Regionen in Irland, Griechenland, Spanien und
Portugal beim Aufbau von Infrastruktur und
Maßnahmen zum Umweltschutz.

Gemeinschaftsinitiativen
Etwa 5 Prozent der Strukturfondsmittel fließen in
sogenannte Gemeinschaftsinitiativen:

❍ EQUAL zielt auf die Bekämpfung von
Diskriminierungen und Ungleichheiten auf dem
Arbeitsmarkt ab, wobei präventive Ansätze
erprobt werden sollen (Seite 30-31)

❍ INTERREG fördert die grenzüberschreitende
Zusammenarbeit von Regionen der EU und
ihrer Nachbarstaaten (Seite 32-33)

❍ LEADER dient der Förderung von Projekten im
ländlichen Raum (Seite 32-33)

❍ URBAN finanziert Modellvorhaben zur Sanie-
rung städtischer Krisengebiete (Seite 32-33)

■ http://europa.eu.int/comm/regional_policy/
funds/prord/sf_de.htm

http://www.arbeit-fuer-junge.de/flash/index2.asp
http://europa.eu.int/comm/regional_policy/funds/prord/sf_de.htm


Schwache Schüler fördern

Gerade wenn es um das Bildungsniveau aller Bür-
ger geht, sind die Defizite des deutschen Bil-
dungssystems besonders eklatant. Dies weist die
jährliche OECD-Studie “Bildung auf einen Blick”
2002 nach. Nur 14 Prozent der deutschen Schüler
besuchen eine Schule, die Leistungsschwache spe-
ziell fördert - im internationalen Vergleich mit gro-
ßem Abstand der niedrigste Anteil (OECD-Durch-
schitt: 72 Prozent). “Schlechtere Schüler werden
hier in andere Schultypen abdelegiert”, so Hans Dö-
bert, Deutsches Institut für Internationale Pädagogi-
sche Forschung. Er analysiert im Auftrag des Bun-
desbildungsministeriums die Ursachen für das
schlechte Abschneiden Deutschlands in Rankings.

Bei Kindergärten und Grundschulen ansetzen

Nachdenklich stimmt Andreas Schleicher von der
OECD vor allem die Tendenz: “Deutschland fällt
immer weiter hinter den Durchschnitt der OECD-
Staaten zurück.” So liegt die Bundesrepublik etwa
bei der Zahl der Hochschulabschlüsse unter den
55- bis 64-Jährigen noch auf Platz 12 - bei den 25-
bis 34-Jährigen dagegen nur noch auf Position 23.
Ähnlich sieht es bei den Abiturabschlüssen und
beim Anteil von Frauen an Hochschulen aus.
OECD-weit sind 54 Prozent der Absolventen weib-
lich. Mit einem Frauenanteil von 46 Prozent ist
Deutschland unter den Schlusslichtern. “Doch wir
müssen schon bei Kindergärten und Grundschulen
ansetzen. In Ungarn lernen etwa weit mehr Kinder
den Umgang mit Computern als in Deutschland.
Andere Staaten wenden 60 bis 90 Prozent mehr
Geld für jedes Kind an Grundschulen auf - eine der
entscheidenden Ursachen für die gravierenden
Defizite bei der Kompetenz älterer Schüler”, so
Bundespräsident Johannes Rau.
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Links

EU-Bericht zur Qualität schulischer Bildung
■ http://europa.eu.int/comm/education/indic/

rapinde.pdf

Homepage: PISA-Studie
■ http://www.pisa.oecd.org

Datenbanken zum Bildungssystem-Vergleich
■ http://www.dipf.de/datenbanken.htm

Schlechte Noten für deutsche Schulen

Bildungssysteme im Wettbewerb
Was ist ein Schulversager? Die deutsche Ant-
wort ist einfach: Jemand, der eine Klasse wie-
derholen muss. Nicht so in Großbritannien. Dort
gibt es kein Sitzenbleiben, sondern lediglich ei-
ne “Situation, in der es einem Schüler nicht
gelingt, seine Begabungen auszuschöpfen”
(Eurydice, Seite 11). Europas Bildungssysteme
sind grundverschieden - ein Ausdruck der kultu-
rellen Vielfalt. Doch sie stehen auch im schärfer
werdenden Wettbewerb um die Qualität ihrer
Absolventen. So sorgte die Pisa-Studie beson-
ders in Deutschland für politische Diskussionen.
Messlatte sind dabei die besten Länder in
Europa wie Finnland und Großbritannien.

Spätestens seit der Pisa-Studie ist klar: Nationale
Defizite werden im internationalen Vergleich erst
deutlich. Pisa steht für “Programme for Internatio-
nal Student Assessment”. Die Organisation für
Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(OECD) verglich im Jahr 2000 die Leistungen von
Schülern in ihren 30 Mitgliedsländern.

Das Ergebnis: Ob es das Verstehen von Texten,
Fähigkeiten in den Bereichen Mathematik oder Natur-
wissenschaften sind - deutsche Schüler schneiden
wie spanische, italienische oder griechische unter-
durchschnittlich ab. Finnland ist dagegen OECD-
Spitze. “Einige Länder Europas, darunter Deutsch-
land, müssen den Rückstand aufholen. Ein gutes Bil-
dungsniveau aller Bürger ist die Voraussetzung für
wirtschaftlichen Aufschwung und unabdingbar, wenn
Europa sich in der weltweiten Konkurrenz behaupten
will”, so EU-Bildungskommissarin Viviane Reding.

Teil I: Bildung

Ranking

http://europa.eu.int/comm/education/indic/rapinde.pdf
http://www.pisa.oecd.org
http://www.dipf.de/datenbanken.htm
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Interview mit Andreas Schleicher 
OECD

Nachholbedarf

EU-Nachrichten: Wie hat die OECD für die
Pisa-Studie festgelegt, was die Schüler wis-
sen müssen? 

Andreas Schleicher: Die Regierungen der
OECD-Staaten und nationale Sachverständige
haben die Erhebungsinstrumente in enger
Abstimmung entwickelt. Ziel war dabei, solche
Kompetenzen in den Mittelpunkt zu stellen, die
als unabdingbar erachtet werden um den
Einzelnen zu befähigen, an einer modernen
Gesellschaft erfolgreich teilzuhaben. Interessant
war dabei, dass sich die Staaten recht schnell auf
wesentliche Schlüsselkompetenzen einigten.

Was können Deutschland und andere EU-
Schlusslichter von Spitzenländern lernen?

Leistung zu fördern und Chancengleichheit si-
cherzustellen sind große Herausforderungen.
Pisa zeigt, dass sie durchaus zu bewältigen sind.
Finnland, Japan, Kanada und Süd-Korea sind
Staaten, die eine hohe Qualität von Bildungsleis-
tungen und eine ausgewogene Verteilung von Bil-
dungschancen erreicht haben.

Sie bieten auch eindrucksvolle Beispiele für neue
Formen des Lernens, ohne Sitzenbleiben und
ohne Schüler in Schulformen mit geringeren
Leistungsanforderungen abzuschieben. Lernen
ist in diesen Ländern mehr individualisiert.
Dadurch sind sie stärker sowohl im Vermeiden
von Benachteiligungen, als auch im Fördern von
Begabungen. Das alles sind Bereiche, in denen
Deutschland, aber auch andere EU-Länder wie
Frankreich oder Italien, deutlichen Nachholbedarf
haben. 

Wie schneidet Deutschland bei der berufli-
chen Bildung ab?

Während das Schulsystem deutliche Mängel auf-
weist, schneidet das deutsche System der
beruflichen Bildung, einschließlich des Über-
gangs von der Schule in das Berufsleben, sehr
positiv ab.

Andreas Schleicher ist Leiter der Abteilung Indikatoren und
Analyse, Direktorat Bildung, Organisation für wirtschaftliche

Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD). Er arbeitete feder-
führend an der Pisa-Studie

■ http://www.oecd.org
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Durchblick trotz Vielfalt

Wie lang dauert die Schulpflicht in
Bulgarien? Welche Sprachen ler-
nen Schüler in Portugal? Antworten liefert
Eurydice - das Informationsnetz zum Bildungs-
wesen in Europa. 

Das Eurydice-Netz gibt es seit 1980. Der Bildungs-
ministerrat hat es zum Austausch von Erfahrungen
ins Leben gerufen. Es bietet vergleichende Analy-
sen zum Aufbau der Bildungssysteme und zu den
Bildungspolitiken. Stichworte: Finanzierung, Refor-
men, privates Schulwesen oder Schulversagen.
Eurydice sammelt Daten in 30 Ländern. 

Wer etwa wissen möchte, was in Italien den “pro-
fessore ordinario” auszeichnet oder wie in Finnland
Grundschullehrer heißen, erfährt dies aus dem
europäischen Thesaurus von Eurydice.

Eurybase: Datenpower im Internet

Detaillierte Informationen zur Gliederung der Schul-
systeme in Englisch und der jeweiligen Landes-
sprache finden sich neuerdings auch online in der
Datenbank Eurybase. Interessant ist zudem die Rub-
rik “Europabildung an Schulen und Hochschulen”.

■ http://www.eurydice.org

http://www.oecd.org
http://www.eurydice.org


Hilfe in schwierigen Fällen

Die Anerkennung obliegt nationalen Behörden. Sie
prüfen, ob eine Ausbildung gleichwertig ist. Will
etwa ein irischer Architekt in Deutschland arbeiten,
muss er sich hierzulande an die Architektenkammer
wenden. Um den bürokratischen Hürdenlauf zu
vereinfachen, lohnt sich ein Blick in die EU-
Datenbank “Dialog mit Bürgern und Unternehmen”.

Hier gibt es neben vielen Tipps zur
beruflichen Mobiltät erschöpfende
Antwort zu den Fragen: Welche Be-
hörde anerkennt in welchem Land
welche Berufe? Informationen zur An-
erkennung von Hochschuldiplomen
liefert auch das NARIC-Netzwerk.

Recht auf Anerkennung durchsetzen

Rat und Tat bieten zudem die Bürgerberater in den
Vertretungen der Europäischen Kommission. “So
einfach, wie es im Leitfaden steht, läuft es nicht
immer. Rund 20 Prozent der Anfragen betreffen
Fragen der Anerkennung”, bilanziert Bürgerbe-
raterin Claudia Keller. So. hat ein gebürtiger Grie-
che den Beruf des Fahrlehrers in Deutschland
gelernt und Jahre lang ausgeübt. Jetzt will er nach
Griechenland zurück, aber die dortige Behörde ver-
weigert ihm die Erlaubnis ohne triftige Begründung.
Solche Fälle gehen an die EU-Kommission zur
Prüfung. Kommt sie zum Ergebnis, dass EU-Recht
verletzt ist, kann sie bis zum Vertragsver-
letzungsverfahren vor dem Europäischen Gerichts-
hof gehen. Derzeit läuft etwa ein solches Verfahren
gegen Deutschland, weil Ärzte aus anderen EU-
Ländern hier Probleme mit der Anerkennung als
"Facharzt für Allgemeinmedizin" haben.
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Links

Dialog mit Bürgern: Datenbank zur Anerkennung
■ http://europa.eu.int/citizens

NARIC-Netzwerk zum Inhalt von Diplomen
■ http://www.europa.eu.int/comm/education/

socrates/adnaric.html

Leitfaden zur Anerkennung
■ http://www.europa.eu.int/comm/internal_market/

en/qualifications/guidede.pdf

Bildungsabschlüsse

Recht ist keine Pflicht
Ein deutscher Lehrer will in Frankreich arbei-
ten, ein italienischer Arzt in Spanien. Damit das
möglich ist, gibt es in der EU Regeln zur Aner-
kennung von Bildungsabschlüssen. Das Ziel ist
ein “echter europäischer Arbeits-
markt”, betont EU-Binnenmarkt-
kommissar Frits Bolkestein.

Aller Unterschiede in Europas Bil-
dungssystemen zum Trotz gilt der
Grundsatz: “Wer in einem Mitglied-
staat zur Ausübung eines Berufs qua-
lifiziert ist, hat das Recht auf Anerkennung seines
Abschlusses, um denselben Beruf in einem ande-
ren Mitgliedstaat ausüben zu können” (EU-Kodex
zur Anerkennung). Seit Mitte der 80er Jahre ist eine
Vielzahl europäischer Richtlinien zur Anerkennung
entstanden (Seite 13).

Anerkennung ist kein Automatismus

Ein Recht auf Anerkennung zu haben, heißt aber
nicht, dass es in jedem Fall eine Pflicht dazu gibt.
Jeder Einzelfall wird geprüft. Wer in einem Beruf
arbeiten will, für dessen Ausübung es im Land sei-
ner Wahl Regeln gibt, muss eine Anerkennung
beantragen. Solche geregelten Berufe sind in
Deutschland etwa Rechtsanwälte, Lehrer, Ärzte
oder Architekten. Welche Berufe in anderen Län-
dern geregelt sind, ist dem “Leitfaden zur Anerken-
nung” zu entnehmen. Leute in nicht geregelten
Berufen können ihren Job einfach aufnehmen - so
es der Arbeitsmarkt denn zulässt.

Anerkennung

Ein echter europäischer
Bildungsraum wäre ein

riesiger Schritt nach vorne
Klaus Fahle, Leiter der Nationalen
Agentur beim Bundesinstitut für

Berufsbildung (BIBB)

http://europa.eu.int/citizens
http://www.europa.eu.int/comm/education/socrates/adnaric.html
http://www.europa.eu.int/comm/internal_market/en/qualifications/guidede.pdf
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Richlinien zur Anerkennung

Allgemeine Richtlinien

❍ 89/48/EWG, 21.12.1989: Allgemeine Regelung
zur Anerkennung der Hochschuldiplome, die
eine mindestens dreijährige Berufsausbildung
abschließen

❍ 92/51/EWG, 18.6.1992: Die Richtlinie weitet
das mit der Richtlinie 89/48/EWG eingeführte
System der gegenseitigen Anerkennung auf
Berufe aus, deren Ausbildungsanforderungen
geringer sind

❍ 1999/42/EG, 7.6.1999: Anerkennung der
Befähigungsnachweise für berufliche Tätigkei-
ten z.B. für Handwerker, Handel, gewerbliche
Tätigkeiten und Friseure

Einzelrichtlinien gibt es unter anderem für:

Allgemeinmediziner und Fachärzte

❍ 93/16/EWG, 5.4.1993 Anerkennung der
Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen
Befähigungsnachweise

Krankenschwester und Krankenpfleger

❍ 77/452/EWG, 27.6.1977 Anerkennung der
Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen
Befähigungsnachweise

Zahnärzte

❍ 78/686/EWG, 25.7.1978 Anerkennung der
Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen
Befähigungsnachweise

Selbständige Handelsvertreter

❍ Richtlinie 77/452/EWG, 27.6.1977 

Rechtsanwälte

❍ 98/5/EG, 16.2.1998 zur Erleichterung der stän-
digen Ausübung des Rechtsanwaltsberufs in
einem anderen Mitgliedstaat als dem, in dem
die Qualifikation erworben wurde

Pharmazeutische Berufe

❍ 85/433/EWG, 16.12.1985 über die gegenseiti-
ge Anerkennung der Diplome, Prüfungszeug-
nisse und sonstigen Befähigungsnachweise
des Apothekers

Architekten

❍ 85/384/EWG, 10.6.1985 für die gegenseitige
Anerkennung der Diplome, Prüfungszeugnisse
und sonstigen Befähigungsnachweise auf dem
Gebiet der Architektur

■ http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/s19005.htm

Botschafter der
Berufsbildung

Das Europäische Zentrum
zur Förderung der Berufsbildung (CEDEFOP)
unterstützt die EU-Kommission bei Entschei-
dungen zum Thema Berufsbildung. Dazu sam-
melt es Informationen zu den einzelstaatli-
chen Berufsbildungspolitiken. CEDEFOP ver-
steht sich als Bindeglied zwischen Politikern,
Sozialpartnern, Forschern und Praktikern der
Berufsbildung. Das CEDEFOP bietet:

❍ das “European Training Village” (ETV): Eine inter-
aktive Webseite, auf der Berufsbildungs-
fachleute ihre Erfahrungen mit Kollegen in der
EU und außerhalb austauschen können,
Online-Umfragen, einen elektronischen News-
letter sowie Diskussionsforen

❍ Studien und Berichte zu Transparenz, Anerken-
nung und Mobilität in der Berufsbildung

❍ Studienbesuche von Berufsbildungsfachleuten
in anderen Mitgliedstaaten

❍ die europäische Zeitschrift „Berufsbildung“

In jedem EU-Land gibt es einen Ansprechpartner
der CEDEFOP. In Deutschland ist es Peter Thiele
im Bundesministerium für Bildung und Forschung 

E-Mail: peter.thiele@bmbf.bund400.de

■ http://cedefop.eu.int/index.asp

■ http://www.trainingvillage.gr/etv

Europäisch bewerben leicht gemacht:

Woher soll ein italienischer Personalchef wis-
sen, was eine deutsche Kfz-Mechanikeraus-
bildung ist? Zum Beispiel erfährt er das aus
dem Europäischen Lebenslauf. Dies ist ein
Formular, mit dem EU-Bürger sich im EU-
Ausland einfacher bewerben können. 

Der Vorteil: Personalchefs können die Qualifika-
tionen international besser vergleichen. Denn der
Lebenslauf enthält nicht nur Angaben zur Schul-
und Berufsbildung, sondern auch die konkrete
Arbeitserfahrung sowie organisatorische, techni-
sche und künstlerische Fähigkeiten. Wer viele
Sprachen beherrscht oder sozial engagiert ist,
kann dies in einer gesonderten Rubrik angeben.

■ http://www.cedefop.eu.int/transparency/cv.asp

http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/s19005.htm
http://cedefop.eu.int/index.asp
http://www.trainingvillage.gr/etv
http://www.cedefop.eu.int/transparency/cv.asp
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Bildung und Mobilität
EU fördert die Mobilität

Wer sich bewegt, bewegt Europa
Junge Europäer sehen den Zweck der europäi-
schen Einigung vor allem darin, in anderen Mit-
gliedstaaten zu leben, zu studieren und zu
arbeiten, ermittelte Eurobarometer 57  im April
2002. Die Jugendlichen halten die persönliche
Erfahrung vor Ort als besten Beitrag zum Zu-
sammenwachsen Europas.

Tatsächlich verbringen 13 Prozent der Studenten
Teile ihrer Ausbildung im Ausland. Hürden sind
etwa Sprachbarrieren, wie das Grünbuch
“Mobilität” der EU-Kommission schon 1996 nach-
gewiesen hat. Gemäß Umfragen zum europäischen
Jahr der Sprachen 2001 beherrschen 47 Prozent der
EU-Bürger gar keine Fremdsprache.

EU will Mobilitätshemmnisse abbauen
Solche Hindernisse für die Mobilität aus dem Weg
zu räumen, ist eines der Ziele der EU-Bildungspro-
gramme für Schüler, Studenten und Erwachsene
(Seite 17). Im Kern fördern sie den Aufenthalt in
anderen europäischen Kulturen - möglichst schon
bei Jugendlichen. Mit COMENIUS bringt die EU
Schulpartnerschaften aus drei Ländern sowie die
Qualfizierung von Schulpersonal voran. “Ein Aus-
landsaufenthalt verbessert nicht nur die Chancen
am Arbeitsmarkt, er fördert auch enorm den per-
sönlichen Reifeprozess”, so Ulrich Teichler,
Zentrum für Berufs- und Hochschulforschung der
Universität Kassel. Er befragt Menschen nach ihren
Erfahrungen im Ausland und ihrem späteren Wer-
degang.

Links

ERASMUS-Seite der EU-Kommission
■ http://europa.eu.int/comm/education/erasmus

Grünbuch Allgemeine und berufliche Bildung
- Mobilität - KOM(96)462, Oktober 1996 
■ http://europa.eu.int/comm/off/green/index_de.htm

Hompage Deutsche Bologna-Seite
■ http://www.bologna-berlin2003.de

Council on International Educational Exchange
■ http://www.ciee.org

ERASMUS bewegt Menschen
“In den 15 Jahren seiner Existenz hat ERASMUS
wie kein zweites EU-Programm dazu beigetragen,
Menschen zu bewegen”, bilanziert Siegbert Wuttig,
Leiter der EU-Arbeitsstelle des Deutschen Akademi-
schen Austausch Dienstes (DAAD). Bis heute ha-
ben rund eine Million Studenten und zehntausende
Dozenten die Chance genutzt, mit ERASMUS ins
Ausland zu gehen. “Und die Nachfrage wäre noch
sehr viel höher”, so Siegbert Wuttig. Mit rund 140
Euro monatlich für Reisekosten und Unterkunft un-
terstützt die EU ein bis zu zwölf monatiges Aus-
landsstudium. ERASMUS beruht auf einer Koope-
ration von Hochschulen. Über 1.800 sind es in
Europa. Das große Plus: Leistungsnachweise  wer-
den seit 1989 im Rahmen des ECTS (European
Credit Transfer System) anerkannt und es sind
keine Studiengebühren zu zahlen.

Für einen gemeinsamen Hochschulraum

Dazu arbeiten Fachbereiche an Hochschulen in 33
europäischen Teilnehmerländern zusammen - das
Fundament für einen gemeinsamen Hochschulraum.
Den Bauplan hierfür entwarf 1999 der Bildungs-
ministerrat in Bologna. “Der Bologna-Prozess zielt
darauf ab, unter Wahrung der kulturellen Identität
die Abschottung der Hochschulsysteme in Europa
abzubauen”, so Hans-Rainer Friedrich, Bundesmi-
nisterium für Bildung und Forschung. Bereits 33
Staaten haben sich zu den Zielen von Bologna be-
kannt - mit Folgen: Die Hochschulen werden inter-
nationaler. In Deutschland sind 1.500 Master- und
Bachelor-Abschlüsse entstanden. Bis 2010 soll der
“europäische Hochschulraum” vollendet sein.

http://europa.eu.int/comm/education/erasmus
http://europa.eu.int/comm/off/green/index_de.htm
http://www.bologna-berlin2003.de
http://www.ciee.org
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Interview mit Ulrich Teichler, Uni Kassel

“ERASMUS ist das Zugpferd”

EU-Nachrichten: Welches sind die Motivatio-
nen für ein Auslandsstudium?
Ulrich Teichler: Man erlangt ein Wissen, das es
zuhause nicht gibt. Das ist häufig ein Beweg-
grund, um etwa aus einem Entwicklungsland zum
Studium in ein reicheres Land zu gehen. Zweite
Motivation ist, eine übernationale Qualifizierung
zu bekommen, also etwa Sprachen, Außenhan-
del, internationales Recht, um später grenzüber-
schreitend tätig zu werden. Die mobileren Stu-
denten sind nach unseren Evaluationen auch die
mobileren und besserverdienenden Berufstäti-
gen. Das dritte Motiv ist ein Neureflektieren aus
dem Kontrast der Länder heraus. Geschult wird ein
vielschichtigeres Denken.

Sind die Studenten durch ERASMUS mobiler
geworden?
Weltweit studieren seit Jahrzehnten konstant nur
etwa zwei Prozent der jungen Leute in einem
Land, das nicht ihrer Staatsangehörigkeit ent-
spricht. Die Zahl der Studierenden, die nach
Europa kommen, ist allerdings im Laufe der Jahre
gewachsen, und es hat eine deutliche Zunahme
der Mobilität innerhalb von Europa gegeben.
ERASMUS ist dabei ganz klar das Zugpferd. Für
die Studenten ist zentral, dass sie damit rechnen
können, dass ihre Studienleistungen im
“European Credit Transfer System” anerkannt
werden.

Wie sieht es tatsächlich mit der Anerken-
nung von Leistungsnachweisen aus?
Da haben wir ein interessantes Ergebnis zu ver-
zeichnen. Die Dozenten waren der Meinung, sie
hätten 95 Prozent der Studienleistungen aner-
kannt, die Studierenden sprachen von 75
Prozent. Da glauben wir allerdings den Studieren-
den mehr, da die Dozenten nicht einzeln darüber
Buch führen, was sie anerkennen. Nachdem das
ECTS einige Jahre Anwendung fand, hat sich die
Anerkennungsquote auf 85 Prozent erhöht. Es
gibt auch große Unterschiede zwischen Fächern
und Mitgliedstaaten. Die deutschen Universitäten
sind besonders zögerlich bei der Anerkennung
von Leistungsnachweisen aus anderen Ländern. 

Professor Dr. Ulrich Teichler ist Leiter des wissenschaftlichen Zen-
trums für  Berufs- und Hochschulforschung, Universität Kassel. Er

befragt seit Jahren die Teilnehmer am ERASMUS-Programm
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Dem Sprachenjahr folgen die Sprachenjahre

“Der Deutsche soll viele Sprachen lernen, da-
mit ihm zuhause kein Fremder unbequem, er
aber in der Fremde überall zu Hause sei.” Von
dem, was schon Goethe forderte, ist nicht nur
Deutschland noch immer weit entfernt. 

Fast die Hälfte der Europäer beherrscht gar keine
Fremdsprache. Und die andere Hälfte spricht ne-
ben der Muttersprache fast ausschließlich Eng-
lisch. Hierzulande lernen die Schüler nach einer
Studie des Instituts der Deutschen Wirtschaft im
Schnitt 1,2 Fremdsprachen - ein Platz im unteren
EU-Mittelfeld. 

Das Europäische Jahr der Sprachen 2001 warb in
phantasievollen Projekten für Mehrsprachigkeit. “In
diesem Sinne war das Jahr ein voller Erfolg”, so
EU-Bildungskommissarin Viviane Reding. Die
Bilanz des Sprachenjahres, gemeinsam initiiert von
EU und Europarat: Beworben hatten sich über
1.000 Antragsteller. Die EU-Kommission wählte
185 Projekte aus und förderte sie mit sechs Mio. m.
Darunter waren 23 Projekte aus Deutschland.

Sprachenlernen bleibt höchste Priorität

Auch 2002 steht Sprachenlernen oben auf der
Agenda der EU-Bildungspolitik. Das Sprachensie-
gel 2002 ging an den Verein “Dien Hong” aus
Rostock. Er kümmert sich um die Integration von
älteren und berufsunfähigen Migranten. „Die älte-
ren Menschen müssen aus ihrer Isolation heraus.
Sie lernen die deutsche Sprache nur, wenn sie viel
mit den Leuten hier sprechen“, erklärt Kursleiterin
Eva Hanne. Die EU-Kommission rief das Siegel
1997 ins Leben. Die Sieger erhalten Geldpreise.
Das Thema 2003 ist voraussichtlich „Spra-
chenlernen in Grundschulen“.

■ http://www.na-bibb.de/sprachensiegel

http://www.na-bibb.de/sprachensiegel


bewegen und aus ihrer Vielfalt Nutzen ziehen kön-
nen”, betont Veronika Pahl, Bundesministerium für
Bildung und Forschung. Die NA lotet derzeit mit
seinen europäischen Partnern aus, wie das System
der gegenseitigen Anerkennung von Leistungs-
nachweisen ECTS (Seite 14) aus dem akademi-
schen Bereich auf die berufliche Bildung zu übertra-

gen ist. Der EUROPASS (Seite 17) und
der europäische Lebenslauf (Seite 13)
sind erste Ansätze für eine bessere
Vergleichbarkeit der Qualifikationen. 

Wenn Berufe europäisch werden

“Das ambitionierteste Ziel, das wir
erreichen können, ist die Ent-

wicklung europäischer Berufsprofile”, so Herbert
Tutschner (NA). Dabei gibt es Branchen mit sehr
großem Handlungsbedarf. So sind etwa europaweit
tätige Vertriebs- und Service-Netze für Fahrzeuge
dringend auf eine europäische Berufsausbildung
angewiesen. “Die im Vergleich zu den USA deutlich
geringere Produktivität im Automobilservice-Sektor
ist unter anderem auf eine nicht kompatible Berufs-
bildungslandschaft in Europa zurückzuführen”,
fasst Georg Spöttl, Dozent an der Universität Flens-
burg, seine Studien zusammen. Sein Institut entwi-
ckelt daher das europäische Berufsbild “Kfz-Me-
chatroniker/in” - ein LEONARDO-gefördertes Projekt. 

Weitere Beispiele sind der “EU-Kaufmann/frau für
Verkehrsservice” - ein Berufsbild, das die Deutsche
Bahn AG derzeit mit Partnern in der EU entwickelt.
EU-einheitlich gibt es den “e-Tutor”, einen Trainer,
der versiert eLearning einsetzt. Allerdings sind dies
erst Ansätze für europäische Berufsprofile. Sie wer-
den allerdings immer wichtiger für den europäi-
schen Arbeitsmarkt. 
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Links

LEONARDO-Seite der EU-Kommission
■ http://www.europa.eu.int/comm/education/leonardo.html

Nationale Agentur beim BIBB
■ http://www.na-bibb.de/leonardo/index.htm

Aktuelle Ausschreibungen zu LEONARDO
■ http://leonardo.cec.eu.int

Berufliche Bildung

Mobil mit LEONARDO DA VINCI
In Frankreich lernen, knusprige Baguettes zu
backen. Oder eine Geigenbauer-Lehre im ita-
lienischen Cremona - Europas Zentrum für den
Instrumentenbau. Mit dem Pro-
gramm LEONARDO DA VINCI för-
dert die Europäische Union Pro-
jekte für mehr Mobilität und Trans-
parenz in der beruflichen Bildung.
Auch Auslandspraktika von Stu-
denten unterstützt die EU.

“Begonnen haben wir 1992 im PETRA-Programm
mit 1.000 Teilnehmern. Jetzt liegen wir jährlich bei
einer Beteiligung von 8.000 Auszubildenden und
Lehrern an LEONARDO-Projekten und 1.500
Studenten in Auslandspraktika”, bilanziert Klaus
Fahle, Leiter der Nationalen Agentur beim Bundes-
institut für Berufsbildung (NA). Dennoch nutzen nur
zwei Prozent der deutschen Lehrlinge die Chance,
ihre Ausbildung oder Teile davon im Ausland zu
machen. Eines der Haupthemmnisse ist aus Sicht
der NA neben Sprachproblemen mangelnde Trans-
arenz und Information über Ausbildungsinhalte
sowie Niveaus Bereich der beruflichen Bildung.

Brügge-Initiative: Brücken bauen

Um solche Hindernisse abzubauen, haben die Mit-
gliedstaaten Ende 2001 die Brügge-Initiative für
“einen einheitlichen Raum der beruflichen Bildung”
ins Leben gerufen. Sie floss in das Arbeitspro-
gramm der Bildungsminister bis 2010 ein. “Ziel ist
es, die Systeme der beruflichen Bildung so kompa-
tibel zu machen, dass sich die Bürger darin frei

Bildung und Mobilität

Es geht uns darum,
Brücken zwischen den

Berufsbildungssystemen
in Europa zu bauen

Klaus Fahle, Leiter der Nationalen
Agentur (NA)

http://www.europa.eu.int/comm/education/leonardo.html
http://www.na-bibb.de/leonardo/index.htm
http://leonardo.cec.eu.int


4.12.2002

17

EU-NACHRICHTEN

THEMENHEFT NR. 4

Interview mit NA-BIBB Leiter Klaus Fahle

Steiniger Weg zum Bildungsraum

EU-Nachrichten: Was muss passieren, damit
sich die Mobilität der Auszubildenden erhöht?
Klaus Fahle: Wir begrüßen den Vorschlag des
Bundesbildungsministeriums, im Berufsbildungs-
gesetz eine Passage aufzunehmen, dass autori-
sierte Teile der Ausbildung im Ausland gemacht
werden können. Das ist ein wichtiges politisches
Signal. Zweitens muss es mehr Fördermittel für
den individuellen Aufenthalt geben. Dazu wird es
kommendes Jahr in Deutschland ein Programm
geben. Zentrale Hürden für junge Auszubildende
sind zum einen Sprachprobleme, aber auch ein
Mangel an Anerkennung.

Wie sind solche Barrieren abzubauen?
Derzeit laufen einige grenzüberschreitende
Pilotprojekte. Hier entstehen gemeinsame Curri-
cula und Weiterbildungen. Sie sind die zentrale
Grundlage für Mobilität, denn sie erleichtern es,
Fachkräfte aus einem anderen Land einzusetzen.
Man weiß, wie die anderen ausbilden und hat sich
auf Kernelemente verständigt. Trotzdem müssen
die Berufe durch die nationalen Verfahren mit den
Sozialpartnern geordnet werden. Im Bereich der
Weiterbildung wird auch darüber nachgedacht,
wie mit Qualitätssiegeln Standards zu setzen
sind. Es wäre ein riesiger Schritt, wenn wir es
schaffen würden, einen echten europäischen
Bildungsraum zu realisieren. Davon sind wir aber
immer noch ein riesiges Stück entfernt.

■ http://www.na-bibb.de
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EUROPASS:
Fit für
Europa

Praxiserfah-
rungen in an-
deren Ländern
sammeln: Ein Plus für jeden Lebenslauf. Damit
Lehrlinge oder Praktikanten klar nachweisen
können, welche Kenntnisse sie im Ausland
erworben haben, gibt es den EUROPASS.

Wer eine Ausbildung macht oder ein Praktikum im
In- oder Ausland durchläuft, kann alle Bildungsab-
schnitte mit den erworbenen Qualifikationen im
Europapass nachweisen. Außerdem informiert er
über die Bildungsträger im Ausland. Er richtet sich
an Auszubildende, Studenten, Teilnehmer einer
Weiterbildung und Praktikanten, die Teile ihrer
Ausbildung im Ausland absolvieren wollen.

Partnerschaft macht es möglich

Der Pass basiert auf einer Partnerschaft zwischen
der Institution oder dem Unternehmen im Inland,
in der die betreffende Person ihre Ausbildung
absolviert, und der Aufnahme-Einrichtung im Aus-
land. Beide Partner vereinbaren Inhalt, Ziele,
Dauer, Modalitäten und Betreuung.

Wer Interesse am EUROPASS hat, wendet sich an
seine Bildungseinrichtung oder an sein Ausbil-
dungsunternehmen im Inland. Anträge für Firmen
und Bildungsträger sowie viele Informationen rund
um den EUROPASS sind im Internet abrufbar:

■ http://www.europass-berufsbildung.de

http://www.na-bibb.de
http://www.europass-berufsbildung.de
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Links

EU-Kommission, Homepage eLearning
■ http://europa.eu.int/comm/education/elearning/

indexde.html

Aktionsplan eLearning
■ http://europa.eu.int/eur-lex/de/com/cnc/2001/

com2001_0172de01.pdf

Dossier: eLearning
CEDEFOP-Studie zu eLearning

Von Computern lernen
Computer einschalten und rasch noch einmal
die Lektion “Krisenmanagement” wiederholen,
ein unzufriedener Kunde hat sich angesagt.
Lernen “just in time”: eLearning macht es mög-
lich. eLearning ist Lernen am Computer, ob im
Internet oder per CD-ROM. 

Der Dotcom-Krise zum Trotz stie-
gen die Ausgaben in der EU für
elektronisches Lernmaterial zwi-
schen 1999 und 2001 im Schnitt
jährlich um 25 Prozent. Zu diesem
Ergebnis kommt die Studie zu
eLearning der EU-Berufsbildungs-
agentur CEDEFOP.

Es locken gewaltige Einsparpotenziale
Die Vorteile von eLearning liegen auf der Hand:
Nach zunächst hohen Anschaffungskosten locken
gewaltige Einsparpotenziale. Derzeit entfallen im
Trainingsmarkt noch zwei Drittel der Kosten auf
Reisen und Zeitausfälle von Mitarbeitern. Dagegen
ist der elektronische “Lehrer” allzeit bereit. Jeder
kann lernen was, wann und wie viel er will. eLear-
ning-Vorreiter sind Schweden und Finnland mit
jährlichen Zuwachsraten bei den Ausgaben für
elektronisches Lernmaterial von 90 Prozent zwi-
schen 1999 und 2001, gefolgt von Griechenland mit
über 30 Prozent. Schlusslicht ist Spanien, wo die
Investitionen sogar um 10 Prozent sanken.

KMU noch ungenügend ausgestattet
Deutschland liegt mit einer Zuwachsrate von 10
Prozent unter dem EU-Schnitt. “Der Einsatz von
eLearning entwickelt sich nicht erwartungsgemäß.

Das liegt überwiegend daran, dass viele Bildungs-
träger und Unternehmen noch immer ungenügend
ausgestattet sind”, so Brigitte Wolf, Bundesinstitut
für Berufsbildung (BIBB). Das gelte besonders für
kleine und mittlere Unternehmen. “Eigene Lernmo-
dule können sie sich vielfach nicht leisten, und ferti-
ge Plattformen sind ihren Bedürfnissen häufig nicht
angepasst”, betont Brigitte Wolf. Ihnen seien Auto-
rentools zu empfehlen. Damit können sie kostengün-
stig selbst Lernmodule entwickeln.

Nachholbedarf im US-Vergleich
“Kompetente Arbeitskräfte sind ein
Schlüsselelement zum Erreichen des
Zieles von Lissabon, Europa bis
2010 zum dynamischsten wissens-
basierten Wirtschaftsraum zu ma-
chen. Die effektive Nutzung von

eLearning wird zu einem wesentlichen Wettbe-
werbsfaktor. Wir haben im Vergleich zu den USA
hier noch einigen Nachholbedarf", betont Peter
Baur, Generaldirektion Bildung und Kultur. 2001
gaben europäische Akteure erst gut 5 Mrd. m für
eLearning auf - in den USA waren es über 60 Mrd.
m. Zu diesem Ergebnis kommt der Datamonitor-
Report “Multimedia in Training und Bildung”.

Was die EU für eLearning tut
Um den Einsatz von eLearning in der EU auf breiter
Front schon in den Schulen voranzubringen, haben
die Mitgliedstaaten im Jahr 2001 den eLearning-
Aktionsplan beschlossen. Die EU unterstützt eine
Vielzahl von eLearning-Projekten im Rahmen der
Bildungsprogramme LEONARDO und SOKRATES,
der Forschungsrahmenprogramme und des Euro-
päischen Sozialfonds. "Ab 2004 wird es voraus-
sichtlich ein eigenes Programm für eLearning
geben", kündigt Baur an.

eLearning ist ein wesentli-
cher Wettbewerbsfaktor
Peter Baur, Generaldirketion Bildung und

Kultur der Europäischen Kommission, zustän-
dig für eLearning im Bereich der beruflichen

Bildung

http://europa.eu.int/comm/education/elearning/indexde.html
http://europa.eu.int/eur-lex/de/com/cnc/2001/com2001_0172de01.pdf
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Interview mit Winfried Sommer, einer der 
geistigen Väter der LEARNTEC

“Didaktik ist Europas
Stärke”

EU-Nachrichten: Was wird an der 
LEARNTEC 2003 europäisch sein?

Winfried Sommer: Die LEARNTEC hat sich von
Anfang an als europaorientierte Veranstaltung
verstanden. Bereits die erste LEARNTEC 1992
fand mit Beteiligung des CEDEFOP statt. 2003
wenden wir uns schwerpunktmäßig europäischen
Fragen zu. EU-Bildungskommissarin Viviane Re-
ding hat die Schirmherrschaft übernommen. 

Wir loten in Kooperation mit dem CEDEFOP die
Bedingungsfaktoren für einen europäischen
eLearning-Markt aus. Ferner stellen Vertreter der
EU-Kommission europäische Förderprogramme
für eLearning vor, etwa das IST-Programm. Ge-
plant ist auch ein Forum für IST-Projekte. Die
“eLearning Industry Group” (eLIG) wird ebenfalls
einen wichtigen Part übernehmen. Die darin ver-
tretenen 15 “global player” der Branche beraten die
EU-Kommission, wie eLearning voranzubringen ist.

Wie wird die Kooperation nach der LEARN-
TEC auf europäischer Ebene weitergeführt?

Wir planen auch für 2004 einen deutlich europäi-
schen Akzent unter der Fragestellung: "europäi-
sche versus US-Lernkultur". Diesen Vergleich
wollen wir anstellen, weil wir als Europäer einiges
von den USA lernen können, aber auch unsere
Stärken herausarbeiten wollen. Jetzt geht es
darum, die europäischen Stärken zu nutzen. Sie
liegen in der didaktischen Aufbereitung des
Lernstoffs.

Die LEARNTEC 2003 (Europäischer Kongress Fachmesse für
Bildungs- und Informationstechnologie)

findet vom 4. bis 7. Februar in Karlsruhe statt.

■ http://www.learntec.de

eLearning praktisch:  Das Beispiel HERO

Das Projekt HERO bietet eLearning für Häft-
linge. HERO steht für “Health and Educational
Support for the Rehabilitation of Offenders”. 

Hauptziel des EU-geförderten Projektes ist es,
Strafgefangene mit Lernprogrammen auf das
Leben in Freiheit vorzubereiten. Zielgruppe sind
junge Sträflinge zwischen 18 und 25 Jahren.

Die Strafgefangenen können mit HERO ihre
Haftzeit dazu nutzen, sich auf ihr späteres
Berufsleben vorzubereiten. Trainiert wird auch, wie
die in der Bewährungszeit auftretenden Gesund-
heitsrisiken in den Griff zu bekommen sind. Dazu
zählen Drogenmissbrauch, Depressionen und
AIDS.

HERO ist ein IST-Projekt

Herzstück des Projektes ist eine Online-Daten-
bank. Zugeschnitten auf den Wissensstand des
einzelnen Strafgefangenen, lassen sich die eLear-
ning-Module zusammenstellen. An dem Projekt
nehmen Justizvollzugsanstalten (JVA) in vier
europäischen Ländern teil. In Deutschland ist die
JVA Erlangen beteiligt. 

Finanziert wird HERO aus dem Programm “Infor-
mation Society Technologies”. Insgesamt fließen
fast 3 Mio. m an EU-Mittel in das Projekt. Es
erstreckt sich über 30 Monate. Dann soll sich
HERO selbst tragen.

■ http://www.tavinstitute.org/docs/projects/
76_hero.htm

������������.�/�����

.�#�� 	������

�������
�

�����������

�����

=���9����+����:�������������
.������	�	#��)))>

� �� ;� �� 5� 9��

�

��������
���.��

���	
�
�

�	�	�
 
��

(�������������)
��

�
��	�#�7��	��
����

�
	 �1�  ����	����

B�	���-����
�
����

(������
��#������

	��
�


������	�� ������
��
���	��
�������

��������	��
��
����	�

http://www.learntec.de
http://www.tavinstitute.org/docs/projects/76_hero.htm


4.12.2002

20

EU-NACHRICHTEN

THEMENHEFT NR. 4

Dossier: Europabildung
Europa fängt in der Schule an

Früh übt sich
“Machen wir Europa doch zu einem Schul-
fach!”, antworteten 82 Prozent der jungen
Europäer auf die Frage von Eurobarometer:
Wie kann Jugendlichen Europa nahe gebracht
werden? Doch der Weg dahin ist noch weit.

Bereits Ende der 70er Jahre hob die Kultusminister-
konferenz der Länder “den übergreifenden euro-
päischen Bildungsauftrag der Schule” hervor.
“Auch heute noch fördert ein Blick ins Schulbuch
selten mehrere Seiten zur EU zu Tage. Für aktuelle
Entwicklungen sind Schulbücher nicht flexibel ge-
nug. Zu guter Letzt muss auch der Lehrer ausgebil-
det und bereit sein, in der Schule Europa zu lehren”,
beschreibt Achim Lipski von der Initiative “Europa
in der Schule” die Lage in Deutschland. Versagt der
Lehrer, lautet die Erkenntnis schnell: “Europa findet
im Unterricht häufig nicht statt”, so Lipski weiter.

Europa für Jugendliche

Bewegung bringen schon eher europäische Schul-
partnerschaften im Rahmen der EU-Aktion COME-
NIUS in die (EU-)Sache. Europäische Schüler arbei-
ten hier über Grenzen hinweg gemeinsam an Pro-
jekten wie “Jugendarbeitslosigkeit in Europa” oder
“Buntes Europa”. Im Schuljahr 2002/2003 beteiligen
sich 1.167 deutsche Schulen an solchen Partner-
schaften. Ferner bietet die EU-Kommissionsvertre-
tung in Deutschland Materialien für die Schulbildung
an: Foliensätze zur EU und - ganz aktuell - einen
Lernkoffer zur EU-Erweiterung. 

Europa für Fortgeschrittene

Wer an der Universität “Europa” studieren will, wird
am ehesten in den Fächern Politikwissenschaft, Jura
und Volkswirtschaft fündig. Doch Europa ist ein
Querschnittsthema: Im Rahmen der Aktion “Jean-
Monnet” fördert die EU-Kommission Lehrangebote
zur europäischen Integration, insbesondere auch in
Geisteswissenschaften wie Philosophie und Ge-
schichte (Seite 21). Einige Hochschulen bereiten
zielgerichtet auf eine europäische Laufbahn vor. So
bieten die Universität des Saarlands den
Masterstudiengang “Europäische Integration” und
die Fachhochschule Kehl das Kontaktstudium
“Verwaltung und Europa” an. Nach Studienende
kann das Europa-Wissen an den Europa-Kollegs in
Brügge und Natolin (bei Warschau) vertieft werden.
Nach neun Monaten Studium winkt eine rechts-,
wirtschafts- und politikwissenschaftliche Zusatz-
qualifikation, der “Master of European Studies”.

Europa für Erwachsene

Seminare mit Titeln wie “Europa - wie und wo es
gemacht wird”, “Was bringt älteren Bürgern die EU-
Osterweiterung?” und “Die EU vor neuen Heraus-
forderungen” bieten Bildungsträger wie die Bundes-
zentrale für politische Bildung, die Europäischen
Staatsbürger-Akademien, Europahäuser und -vereine
speziell für Erwachsene an. Daneben betätigen sich
auch parteinahe Stiftungen wie die Konrad-Ade-
nauer-, die Friedrich-Ebert-, die Heinrich-Böll- und
die Friedrich-Naumann-Stiftung in der EU-Erwach-
senenbildung. Nicht zu vergessen: die Vertretung
der EU-Kommission und das Informationsbüro des
Europäischen Parlaments in Deutschland organi-
sieren jedes Jahr Dutzende Vortragsveranstaltungen,
Bürgerforen und Kongresse zu aktuellen Fragen.

Links

Flash Eurobarometer 127
■ http://europa.eu.int/comm/public_opinion/flash/fl127_fr.pdf

EU-Kommission, Aktion Jean-Monnet

■ http://europa.eu.int/comm/education/ajm/index_de.html

Europa-Kollegs in Brügge und Natolin
■ http://www.coleurop.be

http://europa.eu.int/comm/public_opinion/flash/fl127_fr.pdf
http://europa.eu.int/comm/education/ajm/index_de.html
http://www.coleurop.be
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Auf den Spuren von Jean Monnet 

“Arbeitskräfte-Migration in Europa” oder
“Städtenetzwerke als Reaktion auf europäi-
sche Herausforderungen”: Dies sind Titel von
Seminaren an Jean-Monnet-Lehrstühlen. Seit
1989 fördert die EU mit dem Jean-Monnet-
Programm Fragen zur Europäischen Integra-
tion in der Hochschullehre. 

491 solcher Lehrstühle gibt es bundesweit. Dabei
überwiegt die Rechtswissenschaft gefolgt von
Wirtschaftswissenschaften, Politologie und Ge-
schichte. Aber auch Fachbereiche wie Raumpla-
nung sind dabei. Ein Beispiel: An der Uni Köln ar-
beiten Politikwissenschaftler und Juristen interdis-
ziplinär bei “Jean-Monnet” zusammen. Die Stu-
denten simulieren beispielsweise eine Verhand-
lung vor dem Europäischen Gerichtshof oder eine
Tagung des Konvents zur Zukunft Europas.

Schwerpunkt Europa beibehalten

Im Jahr 2002/2003 hat die EU-Kommission 3,5
Mio. m für die Aktion Jean-Monnet vorgesehen.
Die Lehrstühle werden drei Jahre lang von der EU
gefördert. Als Gegenleistung müssen sie danach
noch mindestens vier Jahre den Schwerpunkt
Europa beibehalten. 

Hochschulleitugen von Universitäten innerhalb der
EU können einen Antrag bei der EU-Kommission
stellen (Generaldirektion Bildung und Kultur, Ab-
teilung Aktion Jean Monnet). Ähnliche Programme
wurden für Polen, Tschechien und Ungarn erarbei-
tet.

Informationen zum Antrag gibt es unter 

■ http://europa.eu.int/comm/education/ajm/
index_de.html

Interview mit ESTA-Dozent Peter Leibenguth 

Akademie mit Europa-Akzent

EU-Nachrichten: Wozu brauchen wir heute
noch Europabildung?
Peter Leibenguth: Wichtige, gravierende Dinge
der europäischen Politik werden nicht wahrge-
nommen und kommen im Bewußtsein unserer
Bürger daher nicht vor, etwa was der Bundes-
außenminister Joschka Fischer im Konvent zur
Zukunft Europas macht. Die geringe Wahrneh-
mung hat doch vor allem mit der Entfernung von
“Brüssel” und ihren unbekannten Strukturen zu
tun. Wie Eurobarometer jetzt ermittelte, ist sogar
der Ansprechpartner für Bürger, der EU-Ombuds-
mann, nur jedem vierten Bürger bekannt. Da ha-
ben wir nach wie vor eine “kleine” Aufgabe. 

Ist Europa nur über den “Kopf” zu vermitteln?
Keineswegs, denn Euro-Skepsis hat auch sehr
viel mit Ängsten, also Gefühlen zu tun. Europa
verlagert sich stärker auf die “Bauchebene”: Da
kommt etwas “Neues” auf mich zu, das ich nicht
einschätzen, noch weniger steuern kann. Mit dem
“Konvent” kann kaum jemand etwas anfangen -
eigentlich ja paradox. Regieren in Europa ist an-
dererseits ein spannendes Thema, das wir als Bil-
dungsträger gerade aufgreifen. Aber Organisa-
tions- oder Verfassungsfragen sind abstrakt und
der Mehrheit der Menschen nicht zu vermitteln.
Wir fragen daher danach, was Europa für den pri-
vaten und beruflichen Lebensweg bringt.

Wird das “wirtschaftliche Brüssel” denn
eher wahrgenommen und verstanden?
Entwicklungen wie die Globalisierung oder aktu-
ell der EU-Emissionshandel zur Bekämpfung des
Treibhauseffektes zeigen deutlich, dass hier mehr
Europaverständnis vorhanden ist. Selbst der
Bundeshaushalt hat seit Euroeinführung und Sta-
bilitätspakt europäische Relevanz - Fakten! Da
müssen wir Transparenz herstellen.

Sollten Europafragen nicht eher in der allge-
meinen Bildung berücksichtigt werden?
Wir sind eine Weiterbildungseinrichtung wie viele
andere, nur mit diesem speziellen Europa-Akzent.
Allerdings haben wir uns selbst gewandelt, denn
ursprünglich angetreten sind die ESTA-
Einrichtungen als Gegengewicht zur eher national
geprägten politischen Bildung in Deutschland.
Das ist heute nicht mehr notwendig.

Wo werden Sie am meisten verlangt?

Vor kurzem war dies noch der Euro, heute reden
wir wieder mehr über konkrete Berufsperspek-
tiven, vor allem bei jungen Leuten. Immer mehr
gefragt ist die Begegnung mit Menschen aus an-
deren EU-Staaten, auch Studienfahrten. Die Wei-
terbildung ist ja auch selbst im Wandel und orien-
tiert sich stärker am lebenslangen Lernen. Auch
hier wird zunehmend Europakompetenz verlangt.

Dr. Peter Leibenguth-Nordmann fungiert als Leiter der Umwelt-
akademie und Seminarleiter der Europäischen Staatsbürger
Akademien (ESTA). Er leitet zahlreiche EU-Bildungsprojekte.

■ http://www.esta-institute.de

http://europa.eu.int/comm/education/ajm/index_de.html
http://www.esta-institute.de


4.12.2002

22

EU-NACHRICHTEN

THEMENHEFT NR 4

Bürgerberaterin der Euroäischen Kommission

Guter Rat ist kostenlos
Die EU-Bürgerberaterin ersetzt keinen Rechts-
anwalt. Aber sie gibt Auskünfte zu allen europa-
spezifischen Fragen. Ist das Problem ernst, bleibt
manchmal doch nur der Weg zum Gericht. Alle
durch EU-Bestimmungen garantierten Rechte sind
gegenüber nationalen Behörden durchsetzbar. In
den Bereichen Bildung, Arbeit und Soziales beant-
wortet die Bürgerberaterin Fragen zu:

❍ Aufenthaltsrecht in anderen EU-Mitgliedstaaten

❍ Soziale Sicherheit (Arbeitslosigkeit, Kranken-
versicherung, Renten, Familienleistungen) 

❍ Anerkennung von Berufs- und Studienabschlüssen

❍ Freizügigkeit allgemein (z.B. Wohnortwechsel
innerhalb der EU) 

❍ Gleichbehandlung nach den Grundsätzen des
EG-Vertrags 

❍ Entscheidungen des Europäischen Gerichts-
hofes (EuGH)

Claudia Keller, Europäische Kommission, Vertre-
tung in Deutschland, Unter den Linden 78, 10117
Berlin, Tel. 030/2280-2450, Fax: 030/2280-2880
E-Mail: eu-de-buergerberater@cec.eu.int

■ http://www.eu-kommission.de/html/wir/wir_03.asp

Service

Netzwerke und Ansprechpartner

EU-Arbeitsstelle beim Deutschen
Akademischen Austauschdienst (DAAD)
(EU-Programme mit Hochschulbezug
insbesondere ERASMUS)

Dr. Siegbert WUTTIG, 
Leiter der EU-Arbeitsstelle
Kennedyallee 50, 53175 Bonn 
Tel. 0228/882-349, Fax: 882-555
E-Mail: wuttig@daad.de

■ http://www.daad.de

Netzwerke und Ansprechpartner

Bildung für Europa: Nationale Agentur beim
Bundesinstitut für Berufsbildung BIBB
(Koordinierung, Verwaltung und Information zu
EU-Bildungsprogrammen, Sprachensiegel)
Klaus FAHLE, Leiter
Hermann-Ehlers-Straße 10, 53113 Bonn
Lennéstraße 6 , 53113 Bonn 
Tel. 0228/107-1608, Fax: 107-2964

■ http://www.na-bibb.de

Bildung institutionell

Europäische Kommission

Generaldirektor: Nikolaus VAN DER PAS

Direktion A: Bildung / David COYNE

Direktion B: Berufsbildung / Otto DIBELIUS

Direktion C: Kultur, Politik im audiovisuellen
Bereich und Sport / Jean-Michel BAER

Direktion D: Jugend, Zivilgesellschaft,
Kommunikation / Joao VALE DE ALMEIDA

Direktion E: Ressourcen / Gilbert GASCARD

■ http://europa.eu.int/comm/dgs/education_culture/
organi_de.pdf

Europäisches Parlament

Ausschuss für Kultur, Jugend, Bildung, Medien
und Sport / Vorsitzender Michel ROCARD

■ http://www.europarl.eu.int/committees/cult_
home.htm

Rat der Europäischen Union

Generaldirektion J: u.a. Bildung und Jugend /
Generaldirektor Marc LEPOIVRE

■ http://ue.eu.int

http://www.eu-kommission.de/html/wir/wir_03.asp
http://www.daad.de
http://www.na-bibb.de
http://europa.eu.int/comm/dgs/education_culture/organi_de.pdf
http://www.europarl.eu.int/committees/cult_home.htm
http://ue.eu.int
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Fundstellen zur Bildungspolitik
Mobilität
■ http://europa.eu.int/comm/off/green/index_de.htm
■ http://www.ciee.org
■ http://www.bologna-berlin2003.de

■ http://www.europass-berufsbildung.de

eLearning

■ http://europa.eu.int/comm/education/elearning/
indexde.html

■ http://europa.eu.int/eur-lex/de/com/cnc/2001/
com2001_0172de01.pdf

Europabildung

■ http://europa.eu.int/comm/education/ajm/index_de.html

■ http://www.coleurop.be

■ http://www.esta-institute.de

Fundstellen zur Bildungspolitik

Lissabon-Prozess

■ http://ue.eu.int/de/Info/eurocouncil/index.htm

■ http://europa.eu.int/comm/enterprise/

enterprise_policy

Qualität schulischer Bildung
■ http://europa.eu.int/comm/education/indic/

rapinde.pdf

■ http://www.pisa.oecd.org

■ http://www.dipf.de/datenbanken.htm

Anerkennung von Bildungsabschlüssen
■ http://citizens.eu.int/

■ http://www.europa.eu.int/comm/internal_market/
en/qualifications/guidede.pdf

EU-Programme für Bildung

SOKRATES II (Allgemeinbildung)
■ http://europa.eu.int/comm/education/socrates.html

LEONARDO DA VINCI II (Berufsbildung)
■ http://europa.eu.int/comm/education/leonardo/

leonardo2_de.html

COMENIUS II (Schulbildung)
■ http://europa.eu.int/comm/education/socrates/

comenius/index.html

ERASMUS II (Hochschulbildung)
■ http://europa.eu.int/comm/education/erasmus.html

GRUNDTVIG II (Erwachsenenbildung)
■ http://europa.eu.int/comm/education/socrates/adult/

home.html

LINGUA II (Sprachenerwerb)
■ http://europa.eu.int/comm/education/languages/

actions/lingua2.html

MINERVA II (neue Technologien in der Bildung)
■ http://europa.eu.int/comm/education/socrates/

minerva/ind1a.html

JUGEND II
■ http://europa.eu.int/comm/education/youth/youthpro-

gram.html

TEMPUS III (Hochschulkooperation mit
Partnerländern)
■■ http://europa.eu.int/comm/education/tempus/

index_de.html

EU-Kanada und EU-USA
■ http://europa.eu.int/comm/education/canada/canada.html

■■ http://europa.eu.int/comm/education/ec-usa/usa.html

Literaturtipps

❍ Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.),
Deutsch Europäische Zusammenarbeit in der
beruflichen Bildung (Band 1), Perspektiven der
Einbeziehung der assoziierten MOE in das
Programm LEONARDO DA VINCI. Berlin und
Bonn, 1997

❍ DAAD-Arbeitsstelle EU (Hrsg.), euroletter-
Informationen zur EU-Bildungs- und
Hochschulzusammenarbeit

❍ Deutscher Industrie- und Handelskammertag
(Hrsg.), EU-Handbuch zur Bildungspolitik:
Themen und Fakten, Autorin: Barbara Fabian,
Bonn, 2000

❍ Kulturpolitische Gesellschaft e.V. (Hrsg.),
Europa fördert Kultur - Ein Handbuch zur
Kulturförderung der Europäischen Union
Klartext Verlag, 2002

❍ Natali (Hrsg.), Zehn Jahre europäische
Sprachenförderung in LINGUA, LEONARDO,
SOKRATES 1990-2000. Saarbrücken, 2000

❍ Teichler, Ulrich (Hrsg.), ERASMUS in the
SOCRATES Programme-Findings of an
Evaluation Study, Lemmens Verlag, 2002

❍ Weise, Christian (Hrsg.), Strukturfondstransfers
in einer zukunftsfähigen EU, Politik und
Wirtschaft, Nomos Verlag, 2002

❍ Weidenfeld, Werner (Hrsg.), EuropaHandbuch,
Bundeszentrale für politische Bildung 2002
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und langfristig finanzierbar sind.

❍ Eine hochwertige Gesundheitsversorgung für
alle ist zu gewährleisten.

❍ Die soziale Eingliederung ist zu fördern.

Beteiligung der Sozialpartner

Bei der Beteiligung der Sozialpartner auf europäi-
scher Ebene hat sich einiges getan. Es gibt europä-
ische Verbände der Arbeitgeber, UNICE, CEEP und
den Europäischen Gewerkschaftsbund (EGB). Im
Wirtschafts-und Sozialausschuss (WSA) sind sie in
den Entscheidungsprozess eingebunden. Hier
müssen die Verbände über Grenzen hinweg ihre

Positionen gebündelt einbringen. Im
Herbst 1995 einigten sich die
europäischen Sozialpartner auf eine
Vereinbarung zum Elternurlaub. Dies
wurde möglich, weil der Maastrichter
Vertrag ein Verfahren vorsah, mit dem
Arbeitgeber und Arbeitnehmer durch
den sogenannten "sozialen Dialog"
einen Konsens erzielen können. Auf
der Grundlage der Rahmen-

vereinbarung wurde die entsprechende Richtlinie
dann vom Rat verabschiedet.

Bottom-up: Die Rolle von Projekten
Es kann nicht nur darum gehen, diese Ziele poli-
tisch zu proklamieren. Sie müssen auch mit geziel-
ten Fördermaßnahmen gesteuert und in Projekten
realisiert werden. In allen Gemeinschaftsinitiativen
und zahlreichen anderen Programmen haben
soziale Aufgaben ihren festen Platz. Oberste
Priorität ist der grenzüberschreitende Ansatz bei
Problemlösungen: Partnerschaften bilden, Erfah-
rungsaustausch betreiben. Weitere gemeinsame
Anliegen sind Gleichbehandlung von Frauen und
Männern, Arbeitsschutz und Beseitigung der
Hindernisse für die Freizügigkeit der Arbeitnehmer.
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Links

EU-Beschäftigungs- und Sozialpolitik
■ http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/s02000.htm

Informationssystem über Sozialschutz in
Europa
■ http://europa.eu.int/comm/employment_social/

missoc/index_de.html

Europäische Beschäftigungs- und Sozialpolitik

Arbeiten am Sozialmodell
So unterschiedlich die Sozialsysteme und
Beschäftigungspolitiken in der EU sind, die
großen Mitgliedstaaten stehen vor ähnlichen
Herausforderungen: Wie ist gegen Armut und
soziale Ausgrenzung vorzugehen? Welche
Maßnahmen erweisen sich etwa bei der
Bekämpfung der Erwerbslosigkeit im EU-Ver-
gleich als besonders wirksam? Kommt der
“soziale Dialog” auf EU-Ebene voran?

Mit der Europäischen Sozialcharta
schufen die EU-Mitgliedstaaten 1989
die Grundlagen für das europäische
Arbeitsmodell. Angestrebt wird ein
Grundbestand an Mindestvorschriften
für alle Mitgliedstaaten. “Es gibt heut-
zutage kaum einen Europäischen Rat,
auf dem die Beschäftigungspolitik und
die Modernisierung der Sozialsysteme
nicht ganz oben auf der Agenda stehen”, sagt Anna
Diamantopoulou, EU-Kommissarin für Beschäfti-
gung und Soziales. 

Top down: Ziele definieren, Impulse geben

Nationale Aktionspläne sollen auch für ein abge-
stimmtes Vorgehen der nationalen Verwaltungen
sorgen. So hat die aktuelle Refom der Bundesan-
stalt für Arbeit auch europäische Dimension, denn
sie erfolgt entlang gemeinsamer europäischer Zie-
le, die die Mitgliedstaaten zur Reform ihrer Sozial-
schutzsysteme vereinbart haben:

❍ Die Steuer- und Leistungssysteme sind so zu
reformieren, dass sich Arbeit lohnt.

❍ Es ist dafür zu sorgen, dass die Renten sicher

Teil II: Soziales und Beschäftigung

Europa sozial

Die Balance zwischen
wirtschaftlichem

Fortschritt und sozialer
Angleichung ist das

Herzstück der europäi-
schen Integration

Anna Diamantopoulou, EU-Kommissarin
für Beschäftigung und Soziales

http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/s02000.htm
http://europa.eu.int/comm/employment_social/missoc/index_de.html
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Aufwendungen für Sozialschutz
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Chronik: Beschäftigung und Soziales

1951 EGKS-Vertrag (Europäische Gemeinschaft
für Kohle und Stahl): Schutzbestimmungen für
Arbeitnehmer

1957 EWG-Vertrag: Festschreibung des Grund-
satzes “gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit” -
allerdings mit wettbewerbspolitischem Hintergrund

1960 Einrichtung des Europäischen Sozialfonds
(ESF) als wichtigstes Finanzinstrument für arbeits-
marktpolitische und berufsbildende Maßnahmen

1968 Verordnung über die Freizügigkeit von
Arbeitnehmern

1974 Erste Gleichbehandlungsrichtlinien der EG
für gleiches Entgelt für Frauen und Männer

1986 Einheitliche Europäische Akte: Vertragsre-
formen mit sozialpolitischen Auswirkungen
(Beispiele: Artikel 118: Verbesserung der Arbeits-
umwelt und Sozialdialog; Artikel 130: sozialer
Zusammenhalt, Strukturfonds)

1988 Reform der Strukturfonds: Verdoppelung
der Finanzmittel, Konzentration auf 5 Zielbereiche

1989 Sozialcharta: “Soziale Grundrechte der
Arbeitnehmer”; Aufforderung an die EU-
Kommission, Rechtsakte zur Verwirklichung der
Sozialcharta vorzuschlagen

1991 Maastrichter Vertrag über die Gründung der
Europäischen Union (Protokoll über die Sozial-
politik, Schaffung eines Kohäsionsfonds (Seite 9)

1995 Mittelfristiges Sozialpolitisches Aktionspro-
gramm für die Jahre 1995-1997

1995 Start der Gemeinschaftsinitiativen NOW,
HORIZON, YOUTHSTART (gegen Diskriminierung
am Arbeitsmarkt und ADAPT (Prävention gegen
Arbeitslosigkeit)

1997 Amsterdamer Vertrag: Sozialprotokoll wird
Vertragsbestandteil. Gleichstellung von Männern
und Frauen als Querschnittsprinzip (S. 29)

1997 Europäischer Rat von Luxemburg: Europä-
ische Beschäftigungsstrategie angenommen

1999 Europäischer Rat von Köln beschließt den
Europäischen Beschäftigungspakt

2000 Europäischer Rat von Lissabon: Ziele und
Maßnahmen, um die EU bis 2010 zum weltweit
dynamischsten Wirtschaftsraum zu machen

2000 Europäischer Rat von Nizza: Europäische
Sozialagenda verabschiedet

2000 Start der Gemeinschaftsinitiative EQUAL
gegen Benachteiligung am Arbeitsmarkt

2001 Europäische Grundrechtscharta mit sozia-
len Grundrechten angenommen

Unternehmen sozial verantwortlich

Im März 2003 zeichnet die EU-Kommission 100
Unternehmen aus, die besonders attraktive
Arbeitsbedingungen geschaffen haben.
Geplant ist ferner ein “Sozialgütesiegel” für
Unternehmen. Laufende Initiativen zur Förde-
rung nachhaltigen Wirtschaftens durch Unter-
nehmen - zum Beispiel der OECD und der UNO
- sollen damit ausgebaut werden. 

"Die soziale Verantwortung der Unternehmen hat
Tradition in Europa. In Unternehmen aller Größen-
ordnungen hat sich eine Strategie etabliert, die
dazu dient, wirtschaftliche Interessen, gesellschaft-
liche Erwartungen und ökologische Erfordernisse
in ein ausgewogenes Gleichgewicht zu bringen.
Und richtig gemanagt, kann die soziale Verantwor-
tung die Wettbewerbsfähigkeit steigern”, betont
EU-Unternehmenskommissar Erkki Liikanen.

Als Plattform für Unternehmen mit einer “Corpora-
te Social Responsibility” (CSR) dient das European
Multi-Stakeholder Forum. Es steht Sozialpartnern,
Unternehmensnetzen und Verbrauchern offen.
Unter anderem sollen Kodizes und objektive
Bewertungsmethoden festgelegt werden.

Im Juli 2001 hatte die Kommission in einem Grün-
buch erste Ideen zur CSR dargelegt. Gut 250
Stellungnahmen gingen ein.

■ http://europa.eu.int/comm/employment_social/
soc-dial/csr/csr_index.htm

http://europa.eu.int/comm/employment_social/soc-dial/csr/csr_index.htm
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Links

Beschäftigung in Europa 2002
■ http://www.europa.eu.int/comm/employment_social/

news/2002/sep/employment_in_europe2002_de.pdf

Studie: Beitrag der EU für mehr Beschäftigung
■ http://www.europa.eu.int/comm/employment_

social/news/2002/aug/final_pcp.pdf

Fünf Jahre EU-Beschäftigungsstrategie

■ http://europa.eu.int/eur-lex/de/com/cnc/2002/
com2002_0416de01.pdf

Fünf Jahre EU-Beschäftigungsstrategie

Bilanz positiv
1994 erreichte die Zahl der Menschen ohne
Arbeit in der Europäischen Union mit 18,4
Millionen einen Höchststand. Doch erst 1997
kamen die Staats- und Regierungs-
chefs beim Europäischen Rat von
Luxemburg überein, gemeinsam
gegen die Erwerbslosigkeit vorzu-
gehen - die Geburtsstunde der Euro-
päischen Beschäftigungsstrategie
(Kasten Seite 27).

Die EU-Kommission zieht für die fünf
Jahre EBS eine überwiegend positive
Bilanz: Seit 1998 ist die Arbeitslosig-
keit in der Union um vier Millionen gesunken. Der
Rückgang ist struktureller Natur. Das Wachstum ist
beschäftigungsintensiver und der Arbeitsmarkt rea-
giert rascher auf wirtschaftliche und soziale Verän-
derungen. Beschäftigungsmotor Nummer eins war
der Dienstleistungsbereich. Zehn Millionen neue
Stellen wurden geschaffen - davon wurden mehr
als sechs Millionen von Frauen besetzt.

Anreize für mehr Beschäftigung

In der Besteuerung der Arbeit sind erste beschäfti-
gungsfreundliche Tendenzen festzustellen. Die mei-
sten Mitgliedstaaten haben im Laufe der Jahre
Anreize eingeführt, eine Arbeit aufzunehmen oder
später in Rente zu gehen. Die allgemeine und
berufliche Bildung wird zunehmend den Arbeits-

markterfordernissen angepasst. Die Arbeitsorgani-
sation wird modernisiert, hauptsächlich durch neue
Arbeitszeitregelungen und eine Flexibilisierung der
Arbeitsverträge. Das Gender-Mainstreaming (Seite
27) hat sich weiter durchgesetzt, und es wurden
verschiedene Initiativen eingeleitet, um gegen ge-
schlechtsspezifische Unterschiede vorzugehen.

Vielfältige Ursachen

Die Ursachen für die insgesamt posi-
tive Entwicklung sind vielfältig. Be-
schäftigungsfördernd wirkte sich
auch die moderate Lohnentwicklung
im Rahmen der Wirtschafts- und
Währungsunion aus. “Nicht zuletzt
hat aber auch die europäische
Beschäftigungsstrategie dazu beige-

tragen. Eine funktionierende Koordinierung der
Wirtschaftspolitiken ist ein Schlüsselelement für die
Schaffung neuer Stellen”, so Anna Diamanto-
poulou, EU-Kommissarin für Arbeit und Soziales.

Europäischer Mehrwert

“Der Austausch von Erfahrungen über nationale
Grenzen hinweg und die transnationalen Partner-
schaften haben im Kampf gegen Arbeitslosigkeit
einen echten europäischen Mehrwert gebracht”,
bilanziert die EU-Kommission die fünf Jahre EU-
Beschäftigungsstrategie. Bei allen Fortschritten
bleiben weiterhin gewaltige Herausforderungen zu
bewältigen. Im Jahr 2001 waren 13,3 Millionen Men-
schen in Europa ohne Arbeit, darunter 50,4 Prozent
Frauen und 7,5 Prozent Jugendliche.

Eine funktionierende
Koordinierung der

Wirtschaftspolitiken ist
ein Schlüsselelement für

die Schaffung neuer
Stellen

Anna Diamantopoulou, EU-
Kommissarin für Arbeit und Soziales

Strategie

http://www.europa.eu.int/comm/employment_social/news/2002/sep/employment_in_europe2002_de.pdf
http://www.europa.eu.int/comm/employment_social/news/2002/aug/final_pcp.pdf
http://europa.eu.int/eur-lex/de/com/cnc/2002/com2002_0416de01.pdf
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Gender-Mainstreaming

Gleiche Bedingungen für Frauen und Männer:
Dies ist eines der Ziele der EU. Doch wie ist
ein ausgewogeneres Verhältnis in Alltag und
Beruf zu erreichen? Die europäische Antwort
heißt: Gender-Mainstreaming.

Gemeint ist die systematische Berücksichtigung
der unterschiedlichen Lebensbedingungen, Situa-
tionen und Bedürfnisse von Männern und Frauen
und die Integration des Zieles Chancengleichheit
in sämtliche Felder des politischen und gesell-
schaftlichen Lebens. Seit 1995 - anlässlich der
Weltfrauenkonferenz in Peking - tritt die EU für
Gender-Mainstreaming ein.

Pflicht für alle europäischen Politiken

Der Grundsatz des Gender-Mainstreaming ist im
Amsterdamer Vertrag (Art. 3 EGV) verankert und
damit zur Pflicht für alle europäischen Politiken
und Maßnahmen geworden. Die Gemeinschaft
muss alle Regeln und Vorschriften daraufhin
überprüfen, was sie für die Situation von Frauen
und Männern bedeuten. Kein nationales Gesetz
darf dem Gleichstellungsgrundsatz des Amster-
damer Vertrages widersprechen. Falls Richter
zweifeln, ob nationales und europäisches Gleich-
stellungsrecht vereinbar sind, müssen sie den Fall
dem Europäischen Gerichtshof vorlegen. Mit der
“Rahmenstrategie der Gemeinschaft für die
Gleichstellung von Frauen und Männern” (2001 -
2006) fördert die Gemeinschaft auch Informa-
tionskampagnen. Im Jahr 2002 liegt der Fokus
auf “Vereinbarkeit von Familie und Beruf”.

Die Fakten

Wie der jüngste Eurostat-Bericht “Das Leben von
Frauen und Männern in Europa” zeigt, verdienen
Frauen in Europa ein Drittel weniger als Männer.
Der europäische Grundsatz “Gleicher Lohn für
gleichwertige Arbeit” (EWG-Vertrag) wird über-
wiegend von den Arbeitgebern berücksichtigt.
Ursache für die Lohndiskrepanz ist jedoch:
Frauen sind in Führungspositionen selten anzu-
treffen. Im EU-Durchschnitt hat jeder zehnte
Mann eine Führungsposition inne, bei den Frauen
ist es etwa jede zwanzigste. Deutschland rangiert
hier mit einem Anteil von 3 Prozent “Führungs-
frauen” unter den Schlusslichtern.

■ http://europa.eu.int/comm/employment_social/
equ_opp/index_de.htm�����������$+)�
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Offene Methode der Koordinierung

Zwar bleibt die Beschäftigungspolitik auch
weiterhin Sache der Mitgliedstaaten, aber seit
Inkrafttreten des Amsterdamer Vertrages ist
die Beschäftigungsförderung eine “Angele-
genheit von gemeinsamem Interesse”. 

Jedes Jahr legt der Rat auf Vorschlag der EU-
Kommission beschäftigungspolitische Leitlinien
fest. Sie sind in den nationalen Aktionsplänen zu
berücksichtigen. Ob die Mitgliedstaaten ihre
selbstgesteckten Ziele erreicht haben, bewerten
Rat und Kommission jährlich im Gemeinsamen
Beschäftigungsbericht. Hiernach richten sich die
Leitlinien für das folgende Jahr. Die vier Säulen der
europäischen Beschäftigungsstrategie sind:

❍ Beschäftigungsfähigkeit verbessern: Entwi-
ckeln einer aktiven Arbeitsmarktpolitik; Inte-
gration benachteiligter Menschen

❍ Unternehmertum stärken: Günstige Rahmen-
bedingungen zur Unternehmensgründung,
Schaffung von Anreizen für die Einstellung
zusätzlichen Personals

❍ Anpassungsfähigkeit erhöhen: Fördern der
Sozialpartnerschaft, Modernisieren der Arbeits-
organisation und Investieren in Humanressourcen

❍ gleiche Chancen schaffen: die Chancen von
Frauen am Arbeitsmarkt verbessern, Familie
und Beruf vereinbar machen

■ http://www.europa.eu.int/comm/employment_social/
empl&esf/pilar_de.htm

http://europa.eu.int/comm/employment_social/equ_opp/index_de.htm
http://www.europa.eu.int/comm/employment_social/empl&esf/pilar_de.htm


Umsetzung der Strategie in Deutschland

“AQTIV” für Jobs
Insgesamt sind in Deutschland in den vergange-
nen fünf Jahren eine Million neue Stellen ent-
standen. Die Arbeitslosigkeit sank zwischen
1997 und 2000 von 9,9 Prozent auf 7,9 Prozent.
Seit dem letzten Quartal 2001 steigt sie - entge-
gen dem EU-Trend - allerdings wieder an.
Gemessen am EU-Schnitt ist in Deutschland der
Anteil von Langzeitarbeitslosen höher und die
Erwerbstätigenquote älterer Menschen geringer.

“Das koordinierte Vorgehen auf europäischer Ebe-
ne hat die Arbeitsmarktpolitik in Deutschland vo-
rangebracht und gestärkt”, bilanziert Arnold Hem-
mann, im Bundesministerium für Wirtschaft und
Arbeit (BMWA) zuständig für die Koordinierung des
nationalen Aktionsplanes.

Aktion statt Reaktion

“Mit dem Job-AQTIV-Gesetz setzt Deutschland
den präventiven europäischen Ansatz zur Arbeits-
marktpolitik systematisch um”, so Hemmann.
“Fordern und Fördern”, ist das Motto des Anfang
2002 in Kraft getretenen Gesetzes. Das “Q” steht
dabei für Qualifikation. Die Eckpunkte sind: Mit ei-
nem ausführlichen Profil ihrer Stärken und Schwä-
chen sollen bereits von Arbeitslosigkeit Bedrohte
und Arbeitslose künftig schneller vermittelt werden.
Die Arbeitsvermittler treten bereits auch in Aktion,
bevor jemand arbeitslos gemeldet ist, sofort nach
der Kündigung. Die Vorschläge der Hartz-Kommis-
sion verschärfen diesen proaktiven Ansatz:: Wer

sich nicht unmittelbar meldet, wenn er den ‘blauen
Brief’ bekommen hat, muss für jeden Verspätungs-
tag mit einer einkommensabhängigen Minderung
seines Arbeitslosengeldes rechnen. 50 m pro Tag
sind dabei die Höchstgrenze.

Fokus: Langzeitarbeitslosigkeit abbauen

“Wer erwerbslos ist, wird mit gezielten Maßnahmen
gefördert, damit er nicht in die Langzeitarbeitslosig-
keit abrutscht”, betont Hemmann. Im Jahr 2001 hat
Deutschland auch beispielsweise mit einem Son-
derprogramm die Wiedereingliederung 33.500
Langzeitarbeitsloser unterstützt (Nationaler Aktions-
plan 2002). Die Langzeitarbeitslosigkeit geht aber
nur langsam zurück: 2001 lag die Quote bei 3,9 Pro-
zent - der vierthöchste Wert in der Europäischen Union
(EU-Schnitt: 3,3 Prozent).

Fokus: Ältere Arbeitnehmer

Wer zum “alten Eisen” gehört, hat es in Deutsch-
land schwerer als in manchen EU-Staaten, den
Arbeitsplatz zu behalten. Die Erwerbsquote bei den
55- bis 64-Jährigen lag 2001 bei 37,7 Prozent
(38,5% EU-15). Die Lissabon-Strategie sieht eine
Quote von 50 Prozent vor. “Eine gesamtgesell-
schaftliche Herausforderung ist darin zu sehen, die
Erwerbsbeteiligung älterer Arbeitnehmer zu erhö-
hen”, so Arnold Hemmann. Die demografische
Entwicklung wird diese Situation noch verschärfen.
Bis zum Jahr 2050 sind laut Statistischem
Bundesamt knapp 36 Prozent der deutschen
Bevölkerung im Rentenalter. Um die Chancen älte-
rer Arbeitnehmer zu erhöhen, bietet sich eine geziel-
te Förderung etwa durch Weiterbildungsangebote an. 
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Strategie

Links

Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
■ http://www.bmwi.de/Homepage/Startseite.jsp

Nationaler Aktionsplan Deutschland 2002
■ http://www.europa.eu.int/comm/employment_

social/news/2002/may/nap2002/nap2002_de_de.pdf

Job-AQTIV-Gesetz: wesentliche Inhalte
■ http://www.bma.bund.de/doc/doc_request.cfm?

55E753255C2C4AD7887CF30F4E48BE72

http://www.bmwi.de/Homepage/Startseite.jsp
http://www.europa.eu.int/comm/employment_social/news/2002/may/nap2002/nap2002_de_de.pdf
http://www.bma.bund.de/doc/doc_request.cfm?55E753255C2C4AD7887CF30F4E48BE72
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Landes nur begrenzt Wirkung. Daher sollte
Deutschland zur Verminderung der Langzeitar-
beitslosigkeit zusätzliche Anstrengungen un-
ternehmen, insbesondere bei den ethnischen
Minderheiten und den Zuwanderern.

❍ Ungeachtet laufender Reformen ist die Ge-
samtsteuerbelastung der Arbeit im EU-Ver-
gleich noch immer hoch (Steuer- und Abga-
benquote: Deutschland 42 Prozent, EU-Durch-
schnitt: 36,8 Prozent). Deutschland sollte ins-
besondere die Belastung am unteren Ende der
Lohnskala reduzieren - gemäß dem Grundsatz:
Arbeit muss sich lohnen. Beispiel: Ein Arbeiter
im produzierenden Gewerbe mit einem unter-
durchschnittlichen Einkommen bekommt netto
in Deutschland 45 Prozent seines Bruttolohnes
abgezogen (EU-Durchschnitt: 38 Prozent).

❍ Die Erwerbsquote der 55- bis 64-Jährigen
ging leicht zurück auf 37,3 Prozent und liegt
damit unter dem EU-Schnitt. Daher sollte
Deutschland die Hindernisse, die einer Ein-
stellung älterer Arbeitnehmer und anderer Risiko-
gruppen entgegenstehen, weiter abbauen.

❍ Die Arbeitsorganisation muss modernisiert
werden. Dies ist etwa zu erreichen durch eine
flexiblere Gestaltung der Arbeitsverträge. Ein
Rahmen dafür ist gegebenenfalls das Bündnis
für Arbeit.

❍ Das lebenslange Lernen muss intensiviert
und zu einer festen Einrichtung werden, soll es
gelingen, Qualifikationsdefizite auf dem
Arbeitsmarkt zu schließen. Erstausbildung und
Weiterbildung sind durch qualitative und quan-
titative Zielvorgaben zu verbessern. Sozial-
partner und Regierung sollen stärker dazu bei-
tragen, die Qualitätsstandards in der Weiter-
bildung anzuheben. 

❍ Deutschland muss sich verstärkt darum bemü-
hen, dass sich das geschlechtsspezifische
Lohngefälle verringert. Die Auswirkungen des
Steuer- und Sozialleistungssystems auf die
Beschäftigung von Frauen ist zu prüfen.

❍ Das Kinderbetreuungsangebot ist zu erwei-
tern und besser auf die Arbeits- und Schul-
unterrichtszeiten abzustimmen. In Deutsch-
land werden nur 7 Prozent der Kinder zwischen
0 und 3 Jahren betreut. In Dänemark sind es
schon zwischen 0 und 2 Jahren 68 Prozent.

Was EU-Kommission und Europäischer Rat
Deutschland empfehlen:

Der positive Trend der vergangenen Jahre bei
Beschäftigung und Arbeitslosigkeit setzte
sich fort. Die Gesamtbeschäftigungsquote
übertrifft mit 65,8 Prozent für 2001 zwar den
EU-Durchschnitt, liegt damit jedoch 4,2 Pro-
zent unter den Zielvorgaben von Lissabon bis
zum Jahr 2010. Auf dem deutschen Arbeits-
markt bestehen hauptsächlich folgende Pro-
bleme: 

❍ Die Langzeitarbeitslosigkeit geht nur lang-
sam zurück: Rund 4 Prozent der Erwerbsbe-
völkerung ist davon betroffen. Es bestehen
hartnäckige regionale Unterschiede bei den
Arbeitslosenquoten; besonders Regionen in
den neuen Bundesländern sind hier benachtei-
ligt. Durch die aktive Arbeitsmarktpolitik wur-
den die Folgen der Veränderungen zwar gemil-
dert, doch diese Politik zeigt im Ostteil des



(Seite 26). In allen vier Säulen der europäischen
Beschäftigungsstrategie (Seite 27) fördert Deutsch-
land EQUAL-Projekte. Der Löwenanteil von 42
Prozent kommt dem Bereich Beschäftigungsfähig-
keit zugute - etwa der aktiven Integration benach-
teiligter Menschen in den Arbeitsmarkt.

Lokale Bündnisse für Arbeit

EQUAL setzt dabei auf Entwicklungspartnerschaf-
ten. In Deutschland gibt es 110 dieser
Partnerschaften. Lokale Arbeitsmarkt-
akteure wie Unternehmen, Ortsvereine
von Gewerkschaften, Arbeitsverwal-
tung oder Nichtregierungsorganisatio-

nen haben sich zusammengeschlossen, um gegen
die Beschäftigungsprobleme vor Ort vorzugehen.
Sie entwickeln Konzepte gegen Diskriminierung
und Ungleichheit in Beruf und Ausbildung. Zum
Beispiel “Brücken zur Arbeit” mit 41 Partnern in
Niederbayern und der Oberpfalz: In den struktur-
schwachen Gebieten an der tschechischen Grenze
werden mit EQUAL Coachingstellen für Langzeitar-
beitslose, Aussiedler, Ausländer, Behinderte und
Sozialhilfeempfänger eingerichtet. Ihre Aufgabe ist
es, für Problemgruppen Brücken zum Arbeitsmarkt
zu bauen.

EQUAL ergänzt Aktivitäten vor Ort

“Die Projekte im Rahmen von EQUAL sollen nicht
isoliert ablaufen, sondern sind vollständig integriert
in andere relevante Aktivitäten vor Ort”, betont Anna
Diamantopoulou. Alle Entwicklungspartnerschaften
müssen mit mindestens einem Partner aus einem
anderen Mitgliedstaat oder Bewerberland zusam-
menarbeiten. Das Motto: grenzüberschreitend von-
einander lernen.
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Links

EQUAL-Homepage der EU-Kommission:
■ http://europa.eu.int/comm/equal

Homepage EQUAL Deutschland

■ http://www.equal-de.de

Newsletter des Bundesarbeitsministeriums

■ http://www.equal-de.de/download/
Newsletter_02-01.pdf

EQUAL gegen Diskriminierung

Gleiche Chancen am Arbeitsmarkt
Neue Arbeitsplätze besonders für benachteilig-
te Menschen zu schaffen und zu erhalten - dies
ist Ziel der europäischen Gemeinschafts-
initiative EQUAL. “Die Integration Benachteilig-
ter ist kein Luxus, sondern unabdingbar für je-
den effizienten Arbeitsmarkt und
jede zivilisierte Gesellschaft”,
betonte die EU-Kommissarin für
Beschäftigung und Soziales, Anna
Diamantopoulou. Ingesamt fließen
rund 3 Mrd. mm aus dem EU-Haushalt in EQUAL-
Projekte.

Die Ursachen der Arbeitslosigkeit in Europa sind
unterschiedlich, eines aber haben die EU-Mit-
gliedstaaten gemeinsam: Menschen mit Behinde-
rungen, ethnische Minderheiten, ältere Menschen
und die Bevölkerung in strukturschwachen Regio-
nen haben kaum von der positiven Wirtschaftsent-
wicklung profitiert. Und Frauen haben am Arbeits-
markt schlechtere Chancen als Männer. Hier setzt
EQUAL an. “Mit dem Programm fördert die EU
ganz neue Wege zur Bekämpfung von Diskriminie-
rungen und Ungleichheiten”, so Diamantopoulou. 

EQUAL in Deutschland

Nach Deutschland fließen 514,5 Mio. m für EQUAL
(2000-2006). Hinzukommen rund 370 Mio. m an
Mitteln aus nationaler Kofinzierung vom öffentli-
chen Sektor und 94,5 Mio. m von privater Seite. Mit
EQUAL setzt Deutschland seine Ziele im Rahmen
der europäischen Beschäftigungsstrategie um

Programme

http://europa.eu.int/comm/equal
http://www.equal-de.de
http://www.equal-de.de/download/Newsletter_02-01.pdf
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Projektbeispiele aus EQUAL

Gender-Mainstreaming in der IT-Gesellschaft 

Der Anteil junger Frauen in IT-Ausbildung und -Be-
rufen beträgt etwa 23 Prozent - zu wenig, meint
der “Verein zur Förderung von Frauen in der Infor-
mationsgesellschaft”. Ansätze wie lebensbeglei-
tendes Lernen oder eLearning sollen stärker am
Lernverhalten von Frauen ausgerichtet werden.

Mit der Entwicklung spezifischer Lernsoftware für
Frauen, Mentoring-Programmen und dem Trans-
fer von Gender-Mainstreaming-Strategien soll das
Projekt zur Anhebung des Frauenanteils in der IT-
Branche beitragen. 

Chancengleichheit für behinderte Menschen 

In der EU gilt das Recht auf freie Wahl des Ar-
beitsortes, doch für behinderte Menschen gibt es
viele Barrieren, auch hinsichtlich der Berufswahl.
Ziel des Projekts “Selbstbestimmt Leben in
Deutschland” ist es, derartige Mobilitäts- und Kom-
munikationshindernisse abzubauen. 

Mehr noch soll der Berufsbildungs- und Arbeits-
markt für Behinderte geöffnet werden. Zu den Pro-
jektvorhaben gehören der Aufbau von nachfrage-
orientierten Weiterbildungskursen insbesondere
für KMU und eines grenzüberschreitenden
Informations- und Hilfsservices für behinderte
Menschen, beipielsweise im Internet. 
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LEADER +

Der Erfahrungsaustausch zwischen loka-
len Behörden und Betrieben hilft, die Iso-
lation ländlicher Räume zu überwinden.
Zwei Beispiele: Im Thüringischen Iphofen ent-
wickelten Landwirte im Rahmen eines LEADER-
Projektes Verfahren, Dämmstoffe aus Roggenstroh
herzustellen. Heimische Kräuter liefern die Basis für
Öle, Tees und weitere neue Produkte. Damit gibt
LEADER+ anderen Regionen Anregungen und hilft
ihnen, selbst neue Produkte zu entwickeln (Seite 33).

LEADER+ ist jedoch mehr als eine überregionale
Ideen- und Kooperationsbörse. Die Netzwerke nut-
zen etwa die überregionale Vermarktung. Projekte
reichen von der Boden- und Landnutzung bis hin
zu IT-Einsatzmöglichkeiten in Landwirtschaft und
ländlichem Gewerbe.

URBAN II

Das Programm aktiviert krisen-
betroffene Städte und Stadt-
viertel. Mit Sanierungsprojekten
oder dem Aufbau von Kulturzentren müssen bei
URBAN stets auch Beschäftigungseffekte verbun-
den sein. 

Einer der 12 deutschen URBAN-Projekte wird in
Mannheim/Ludwigshafen realisiert (Seite 33). In
einem Stadtteil mit überdurchschnittlich vielen
Schulabbrechern werden zurzeit mit URBAN-
Mitteln Ganztagsschulen ausgebaut. Insgesamt
fließen 6,55 Mio. m (32%) in den Schwerpunkt Be-
schäftigung/Bildung, Zuschüsse in Höhe von wei-
teren 3 Mio. m (15%) können von kleinen und mittle-
ren Unternehmen abgerufen werden.
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Links

INTERREG III
■ http://europa.eu.int/comm/regional_policy/

interreg3/index_de.htm

LEADER +
■ http://europa.eu.int/comm/agriculture/rur/

leaderplus/index_de.htm

URBAN II
■ http://europa.eu.int/comm/regional_policy/urban2/

index_de.htm

Gemeinschaftsinitiativen für Arbeit

Grenzen überwinden helfen
Strukturwandel und regionale Ungleichgewich-
te sind ständige Begleiter der europäischen
Integration. Von Arbeitslosigkeit und schlech-
teren Bildungschancen betroffen sind in be-
sonderem Maße die Standorte der Kohle-,
Stahl- und Werftindustrie quer durch die EU.
Benachteiligt sind häufig auch ländliche
Gebiete und Grenzregionen. Hier setzen weitere
Gemeinschaftsinitiativen an: INTERREG, URBAN
und LEADER. 

INTERREG III
“Lernfabrik” heißt ein Beschäf-
tigungsprojekt im IT-Bereich
an der “Beitrittsgrenze” der
EU zu Mitteleuropa. Unter-
nehmen aus Brandenburg und der Wojewodschaft
Lubuskie haben mit finanzieller Unterstützung
von INTERREG eine IT-Ausbildung beiderseits der
Grenze auf den Weg gebracht. Die Arbeitslosigkeit
liegt hier bei 26,1 Prozent (Landesdurchschnitt:
19,1%). Insgesamt 14,4 Mio. m (rund 15% des Pro-
gramms) stehen für Beschäftigung und Bildung in
Brandenburg zur Verfügung. Die “Entwicklung und
Nutzung der Humanressourcen” wird in der Euregio
Ems-Dollart mit rund 3,5 Mio. m (10%) gefördert, in
der Euregio Rhein-Waal sind es 5,2 Mio. m (17%).
Hier entschieden sich die Träger, den Arbeitsmarkt
durch grenzüberschreitende Qualifizierungsmaß-
nahmen für den Schwerpunkt Logistik und Ge-
sundheitswesen verstärkt zu integrieren.

Programme

http://europa.eu.int/comm/regional_policy/interreg3/index_de.htm
http://europa.eu.int/comm/agriculture/rur/leaderplus/index_de.htm
http://europa.eu.int/comm/regional_policy/urban2/index_de.htm


4.12.2002

33

EU-NACHRICHTEN

THEMENHEFT NR. 4

Projektbeispiel LEADER+

Das Knüllgebirge im nördlichen Hessen ist eine
strukturschwache ländliche Region mit relativ ho-
her Arbeitslosenquote, insbesondere bei Frauen.
Doch der ländliche Tourismus ist in der Region ein
bedeutender Wirtschaftsfaktor. Mit PROFIL, einem
einjährigen LEADER-geförderten Qualifizierungs-
programm, wurden Frauen unterstützt, die im Be-
reich Landtourismus (Direktmarketing, Gästebeher-
bergung, Gastronomie) Selbständigkeit anstreben.

An dem Programm nahmen insgesamt 40 Frauen
teil, die in Seminaren auf praxisbezogene Projekt-
arbeit vorbereitet wurden und anschließend ge-
meinsame Werbeaktionen und Präsentationen
durchführten. Die Anschlussprojekte zeichnen sich
durch einen hohen Grad an Vernetzung unter den
Teilnehmerinnen und gegenseitiger Unterstützung
aus. Durch PROFIL konnten so Arbeitsplätze für
Frauen geschaffen werden, die auch mit fami-
liären Verpflichtungen vereinbar sind. Die Förder-
mittel aus LEADER+ betrugen knapp 17.000 m.

■ http://www.leaderplus.de

Drei Gemeinschaftsinitiativen

INTERREG III

Die für den Zeitraum 2000-2006 mit einem Ge-
samtbudget von 4,875 Mrd. m ausgestattete Ge-
meinschaftsinitiative INTERREG III soll die interre-
gionale Zusammenarbeit an den Binnen- und Au-
ßengrenzen der EU fördern. Europaweit werden
über 50 Programme aus dem Europäischen Fonds
für regionale Entwicklung (EFRE) finanziert.
Deutschland ist an 17 grenzüberschreitenden
Einzelprogrammen beteiligt, darunter allein fünf
mit den Beitrittsländern Polen und Tschechien. 

INTERREG III zielt ab auf “die transeuropäische Zu-
sammenarbeit zur Förderung einer harmonischen
und ausgewogenen Entwicklung des europäischen
Raums”. Ausrichtung A der Initiative betrifft “die
grenzübergreifende Zusammenarbeit und die
Förderung einer integrierten Regionalentwicklung
in benachbarten Grenzgebieten”, darunter auch
Initiativen für mehr Bildung und Beschäftigung.

LEADER+

LEADER+ ist eine neue Gemeinschaftsinitiative im
Rahmen der Strukturfonds für die Entwicklung des
ländlichen Raums. Insgesamt stellt die Gemein-
schaft 2000-2006 für LEADER+ über 2 Mrd. m aus
dem Agrarhaushalt zur Verfügung. 

LEADER+ steht allen ländlichen Gebieten offen.
Unterstützt werden integrierte Strategien und
Projekte für die lokale Entwicklung sowie die
Vernetzung zwischen ländlichen Gebieten.

URBAN II

Im Rahmen von URBAN werden von 2001 bis
2006 rund 70 benachteiligte städtische Gebiete
EU-weit gefördert. Die Gemeinschaft stellt hierfür
Fördermittel in Höhe von 743,6 Mio. m bereit,
wodurch öffentliche und privatwirtschaftliche
Mittel in zumindest gleicher Höhe mobilisiert wer-
den, zusammen also rund 1,5 Mrd. m.

In Deutschland wurden Programme für 12 Städte
genehmigt: Berlin, Bremen/Bremerhaven, Dessau,
Dortmund, Gera, Kassel, Kiel, Leipzig, Luckenwal-
de, Mannheim/Ludwigshafen, Neubrandenburg
und Saarbrücken. Programmschwerpunkte sind
Umwelt- und Verkehrsverbesserung, Förderung
der lokalen Wirtschaft und Schaffung von
Arbeitsplätzen, Maßnahmen zur Stadtentwicklung,
kulturelle Aktivitäten sowie soziale Eingliederung. 

BUD: Hier bitte einbinden
Karte.pdf
Höhe: 118 mm
Breite: 78 mm

http://www.leaderplus.de
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Links

Niederlassungsfreiheit
■ http://www.europa.eu.int/comm/internal_market/

de/services/establ/index.htm

Rechtsbasis zum freien Personenverkehr

■ http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/s17000.htm

Rechtsumsetzung der Niederlassungsfreiheit 

■ http://europa.eu.int/comm/internal_market/de/servi-
ces/establ/index.htm

Freizügigkeit
Grundfreiheit im Binnenmarkt

Bis 2005 keine Hindernisse mehr
“Wem Gott will rechte Gunst erweisen, den
schickt er in die weite Welt.” Auch die Roman-
tik des Fremden, schon besungen vor gut 180
Jahren, mag zum Ortswechsel animieren. Doch
das Kennenlernen neuer sozialer und kultureller
Welten gehört heute nicht nur zum “guten
Ton”, sondern hat mehr mit der Aussicht auf
einen attraktiven Job zu tun. Allerdings wird die
Chance erst wenig genutzt. Die “Freizügigkeit
ist die arme Verwandte unter den Grundfrei-
heiten im Binnenmarkt”, so EU-Beschäfti-
gungskommissarin Anna Diamantopoulou. 

Mobilität zwischen Staaten

Nur drei Prozent der Berufstätigen in Europa sind
grenzüberüberschreitend mobil, schätzt Klaus
Fahle, Leiter der EU-Koordinierungsstelle in der
Bundesagentur für Berufliche Bildung (NA-BIBB).
Und lediglich 225.000 Menschen - oder 0,1 Prozent
der EU-Bevölkerung - verlegten im Jahr 2000
tatsächlich ihren Wohnsitz in einen anderen Mit-
gliedstaat. 1,2 Prozent der Arbeitnehmer sind 1999
in eine andere Region umgezogen, verglichen mit
den 5,9 Prozent der US-Bevölkerung, die sich in
einem anderen County niederließen, ein bescheide-
ner Anteil.

Die Gründe dafür sind vielschichtig. Besonders die
gegenseitige Anerkennung in den reglementierten
Berufen lässt aus Sicht der Kommission zu wün-
schen übrig. Noch immer hindern nationale Rege-

lungen Unternehmen daran, eine Dienstleistung jen-
seits der Grenzen zu erbringen, Firmen in einem
anderen EU-Land zu gründen oder Zeitarbeitskräfte
einzusetzen.

Aktionsplan für mehr Mobilität

Bestehende Hindernisse für die berufliche und geo-
grafische Mobilität der Arbeitnehmer sollen bis
2005 schrittweise beseitigt werden. Einen entspre-
chenden Aktionsplan verabschiedete der Euro-
päische Rat in Barcelona im März 2002 (Seite 14).
Ziel ist es, die Bildungssysteme stärker am
Arbeitsmarkt zu orientieren. Die rechtlichen und
administrativen Hindernisse für die Anerkennung
beruflicher Qualifikationen sollen weiter reduziert
werden.

Ein für die EU-Bürger bereits sichtbares Ergebnis
ist die Einführung einer EU-weit gültigen Kranken-
versicherungskarte. Damit werden die Verfahren
der medizinischen Versorgung vereinfacht und die
unterschiedlichen Papierformulare ersetzt.

Persönliche Initiative ist gefragt

Freilich verlangt die berufliche Mobilität in Europa
auch den Arbeitskräften viel ab, angefangen von
Fremdsprachenkenntnissen. Es gilt, sich auf unbe-
kannte Gastländer umzustellen und auf andere
behördliche Strukturen und Vorschriften einzulas-
sen. Die Neugier auf das neue Umfeld und Interes-
se an europäischer Kultur, Geschichte und Wirt-
schaft sind wichtige Voraussetzungen für den Weg
zum Job anderswo in Europa - kurz: Haben Sie
persönlich und beruflich Lust auf Europa? Chancen
werden geboten!

http://www.europa.eu.int/comm/internal_market/de/services/establ/index.htm
http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/s17000.htm
http://europa.eu.int/comm/internal_market/de/services/establ/index.htm
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EURES - kurz gefasst 

Die Arbeitsverwaltungen in 17
Ländern des Europäischen Wirt-
schaftsraums (EWR) arbeiten
inzwischen bei der Jobvermitt-
lung, Bürger- und Unterneh-
mensberatung eng zusammen. 

Das Netz der Europäischen Arbeitsverwaltungen
(EURES) ist im Kern eine transnationale Partner-
schaft. Das Ziel: die Freizügigkeit von Arbeitneh-
mern in der EU, der Schweiz und Liechtenstein zu
erleichtern. Koordiniert wird die Partnerschaft von
der Europäischen Kommission.

Über 500 Euroberater arbeiten im EWR-Netzwerk.
Ihnen stehen zwei Datenbanken zur Verfügung:
Stellenangebote in Europa sowie die Infoda-
tenbank zu Lebens- und Arbeitsbedingungen in
den EWR-Ländern. EURES bietet Arbeitnehmern
damit Informationen und Beratung über Sozialge-
setzgebung, Steuern und Abgaben, Gesund-
heitsvorsorge, Bildungsangebote, Lebenshal-
tungskosten und Kontaktmöglichkeiten im ge-
samten EWR-Raum. Einen Leitfaden gibt es als
download. Schließlich steht eine  Orientierungshilfe
für Arbeitnehmer und Arbeitgeber in Grenzregionen
zur Verfügung.

■ http://europa.eu.int/comm/employment_social/elm/
eures/de/index.htm

Aktionsplan zur beruflichen Mobilität

Die EU-Kommission schlägt folgende
Maßnahmen vor, um die Mobilität der Arbeit-
nehmer in der EU bis 2005 deutlich zu ver-
bessern:

Berufliche Mobilität

❍ Kostenloser Erwerb von Schlüsselfertig-
keiten, besonders im naturwissenschaftlichen
und technischen Bereich

❍ Erhöhung der Zahl der Studenten 

❍ Verbesserung des Bildungsstandes, beson-
ders für benachteiligte Gruppen

❍ Engere Verbindungen zwischen Bildungssek-
tor und Arbeitswelt

❍ Einbeziehung besonders älterer Arbeitnehmer
in betriebliche Ausbildungsprogramme

❍ Preise für innovative Strategien zur För-
derung lebenslangen Lernens.

❍ EU-weite Normen für Informations- und
Kommunikationstechnologie-Fertigkeiten, Er-
stellung detaillierter Qualifikationsprofile

❍ Ausarbeitung eines “EU-Modells” für die An-
erkennung von schulischen und berufsbil-
denden Qualifikationen

Geographische Mobilität

❍ EU-weite Arbeitserlaubnis (insbesondere im
öffentlichen Sektor)

❍ EU-Krankenversicherungskarte (Seite 34)

❍ übertragbare Zusatzrentenansprüche

❍ klarere EU-Bestimmungen für die Anerken-
nung von reglementierten Berufen

❍ Erleichterung der regionalen Mobilität inner-
halb von Mitgliedstaaten durch Angleichung
der Rahmenbedingungen und Kosten

❍ verbesserte Sprachausbildung: bis zu einem
Drittel der Hochschulausbildung kann in einem
anderen EU-Mitgliedstaat absolviert werden

❍ freiwillige Mindeststandards für die Ausbil-
dung in nicht reglementierten Berufen 

❍ Beseitigung lokaler, regionaler oder nationa-
ler Beschränkungen für Qualifizierung

❍ vergleichbare Rechte für Drittstaatenangehö-
rige, etwa im Sozialschutz

❍ Informationskampagne zu Arbeitsmöglichkei-
ten und Chancen in anderen EU-Ländern

Tipps zum Arbeiten in den Niederlanden

Mit dem Internet als Medium ohne Grenzen
hilft die Landesregierung NRW Grenzgängern,
sich zu orientieren. Eine eigene Webseite bie-
tet Informationen über die Chancen und
Rahmenbedingungen des Arbeitsmarktes im
gemeinsamen Grenzraum von Deutschland
und den Niederlanden.

Das Angebot richtet sich speziell an Berufspend-
ler. Es beantwortet beispielsweise die Frage, wel-
che Unterschiede es beim Rentenalter gibt. Oder:
Was leisten die Krankenversicherungen? Und was
geschieht im Falle der Arbeitslosigkeit?

In einer Übersicht sind offene Stellen vor allem im
grenznahen Gebiet aufgeführt. Außerdem sind
Ansprechpartner, Verkehrsverbindungen und
Fortbildungsmöglichkeiten verzeichnet.

■ http://www.grenzpendler.nrw.de

http://europa.eu.int/comm/employment_social/elm/eures/de/index.htm
http://www.grenzpendler.nrw.de
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Freizügigkeit
Zu erwartende Folgen der Erweiterung

Das Recht der “anderen”
Freizügigkeit ist stets auch die Freizügigkeit der
anderen: Sie beruht auf Gegenseitigkeit. Als 1985
die sogenannte “Süderweiterung” mit Spanien
und Portugal unter Dach und Fach war, wurden
öffentlich Befürchtungen laut, der deutsche
Arbeitsmarkt würde von Billiglohnkräften über-
flutet. Nichts dergleichen geschah, zumal der
Beitritt Wachstum und Beschäftigung förderte
und damit den Abwanderungsprozess aus den
armen Regionen Europas dämpfte, ähnlich wie
zuvor schon in Italien, Irland und Griechenland.

Nun wird angenommen, nach dem Beitritt der Staa-
ten Mittel- und Osteuropas würden zahlreiche billi-
ge Arbeitskräfte nach Deutschland kommen. Laut
der aktuellen Eurobarometer-Umfrage befürchten
viele Westeuropäer, dass die Arbeitslosigkeit hier-
zulande steigen könnte.

Auswirkung der EU-Osterweiterung

Ob eine Überschwemmung der Arbeitsmärkte der
EU im Zuge der Osterweiterung bevorsteht, wurde
von Arbeitsmarktforschern sowie der EU-Kom-
mission untersucht. Die Studien kommen weitge-
hend zum Ergebnis, dass die Zunahme der auslän-
dischen Bevölkerung anfänglich bei 335.000

Personen pro Jahr liegen wird - und sich über die
europäischen Arbeitsmärkte verteilt. Diese Zahl
wird innerhalb eines Jahrzehnts auf jährlich unter
150.000 Personen fallen. Der Anteil der Bevölke-
rung aus den Beitrittsstaaten wird in 30 Jahren in
Deutschland daher hochgerechnet einen Anteil von
3,5 Prozent ausmachen (EU-15: 1,1%). Annahmen,
es werde eine starke Migration mittel- und osteu-
ropäischer Arbeitskräfte nach Westeuropa geben,
erweisen sich deshalb als unbegründet.

Übergangsregelung maximal sieben Jahre

Auf Grund der Bedenken vor allem in Deutschland
und Österreich vereinbarte der Europäische Rat in
Göteborg (Juni 2001) eine Übergangsregelung.
Maximal sieben Jahre darf der Zugang etwa von
Grenzpendlern oder entsandten Arbeitskräften ein-
geschränkt werden (Seite 37).

Ohnehin gilt EU-weit der Grundsatz: Ausländische
Arbeitskräfte dürfen nicht diskrimiert werden,
weder bei Lohn- noch bei Arbeitsbedingungen.
Dafür sorgt die Entsende-Richtlinie (Seite 37).
Illegale Beschäftigung ist allerdings nur mit
Kontrollen vor Ort zu verhinden. Die Mitglied-
staaten gehen daher seit 1996 auf Grundlage ein-
heitlicher EU-Leitlinien gegen illegale Be-
schäftigung vor. Deren Ursachen liegen allerdings
tiefer, vor allem im Lohngefälle in Europa. Die
Erweiterung ist daher nicht das Problem, sondern
ein Teil der Lösung.

Links

Studie: Auswirkung der EU-Erweiterung auf
die Beschäftigung in den Mitgliedstaaten
■ http://europa.eu.int/comm/dgs/employment_social/

enlargement_de.pdf

EU-Richtlinien zur Freizügigkeit
■ http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/s02203.htm

Informationen zur Erweiterung
■ http://www.mehr-europa.de

■ http://europa.eu.int/comm/enlargement/index_en.html

Die soziale Lage in der Europäischen Union:
■ http://europa.eu.int/comm/employment_social/

news/2002/jun/soc_situation_de.html

http://europa.eu.int/comm/dgs/employment_social/enlargement_de.pdf
http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/s02203.htm
http://www.mehr-europa.de
http://europa.eu.int/comm/enlargement/index_en.html
http://europa.eu.int/comm/employment_social/news/2002/jun/soc_situation_de.html
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Entsende-Richtlinie

Wer seine Arbeitsleistung im Hoheitsgebiet eines
anderen Mitgliedstaats erbringt, dem sind Arbeits-
und Beschäftigungsbedingungen garantiert :
❍ Höchstarbeitszeiten und Mindestruhezeiten 

❍ bezahlter Mindestjahresurlaub 

❍ Mindestlohnsätze einschließlich Überstunden 

❍ Bedingungen für Leiharbeit

❍ Sicherheit, Gesundheitsschutz und Hygiene
am Arbeitsplatz 

❍ Schutz von Schwangeren und Wöchnerinnen,
Kindern und Jugendlichen 

❍ Gleichbehandlung von Männern und Frauen,
andere Nichtdiskriminierungsbestimmungen

Richtlinie 96/71/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 16. Dezember 1996 über die Entsendung von Arbeitnehmern

im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen

■ http://europa.eu.int/comm/internal_market/de/
services/establ/01-1153.htm

Osterweiterung und Beschäftigung

“Obwohl ein hohes Gefälle in den Pro-Kopf-Ein-
kommen und den Faktorausstattungen zwischen
der EU und den mittel- und osteuropäischen Län-
dern (MOEL) auf Jahrzehnte anhalten wird, ist es
nicht wahrscheinlich, dass die Beseitigung der
verbleibenden Barrieren für Handel und Faktor-
mobilität starke Spannungen auf den Arbeits-
märkten der EU hervorrufen wird. 

Aus ökonomischer Perspektive sind die MOEL
eher kleine Länder, das heißt Handel und
Kapitalverkehr zwischen der EU und den
Beitrittskandidaten werden voraussichtlich keinen
Einfluss auf die Güter- und Faktorpreise in der EU
haben und folglich dort auch keine Effekte für die
Beschäftigung und die Einkommensverteilung auf
aggregierter Ebene nach sich ziehen.

Da die Konvergenz der Pro-Kopf-Einkommen in
den MOEL zu dem Einkommensniveau in der EU
sich über lange Zeiträume erstrecken wird, dürfte
die Migration nach Einführung der Freizügigkeit
zunehmen.

Auch wenn sich die Osterweiterung der EU auf
Löhne und Beschäftigung nicht überall gleich aus-
wirken wird, so können Handel und Faktor-
mobilität doch einen spürbaren Einfluss auf die
Regionen an der unmittelbaren Grenze zu den
MOEL sowie auf spezifische Sektoren haben.”

Studie über die Auswirkung der EU-Erweiterung auf die
Beschäftigung und die Arbeitsmärkte in den Mitgliedstaaten

(Mai 2000)

■ http://europa.eu.int/comm/employment_social/
fundamri/movement/news/enlargement_de.pdf

Übergangsfristen für die Freizügigkeit 

Die EU hat sich beim Ratsgipfel in Göteborg
am 16. Juni 2001 darauf geeinigt, die Frei-
zügigkeit im Arbeitsmarkt in einer erweiter-
ten Europäischen Union auf maximal sieben
Jahre zu beschränken.

Demnach gilt zunächst eine Beschränkung der
Freizügigkeit in der gesamten EU für zwei Jahre,
einzelne Staaten können jedoch ihre Arbeits-
märkte öffnen. Anschließend überprüft die EU-
Kommission die Wirksamkeit der Maßnahmen.
Mitgliedstaaten müssen dann weitere Beschrän-
kungen ausdrücklich verlangen.

Überprüfungen vorgesehen
Zwei Verlängerungen sind möglich. Die erste gilt
für drei Jahre, eine weitere für zwei Jahre. In der
Praxis führt dies dazu, dass der Arbeitsmarkt
bereits nach zwei Jahren teilweise geöffnet sein
wird. Maximal können die Mitgliedstaaten die
Freizügigkeit mit Begründung auf sieben Jahren
beschränken. Betroffen sind Wanderarbeiter oder
Firmenpersonal im Auftrag von EU-Unternehmen
sowie Pendler. Für Selbständige, Studenten oder
Pensionäre hingegen gelten die Grundsätze der
Freizügigkeit. Beschränkte Restriktionen können
ferner für bestimmte grenzüberschreitende
Dienstleistungen in Deutschland und Österreich
erlassen werden, sofern die Firmen abhängig Be-
schäftigte in EU-Unternehmen einsetzen wollen.
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Dossier: Arbeitsformen
Teilzeit und Telearbeit

Flexibilität und Sicherheit
Arbeiten in Europa wird flexibler. Die Zahl der
Menschen in atypischen Beschäftigungsver-
hältnissen wie Teilzeit, befristeten Verträgen,
Tele- oder Leiharbeit hat in den vergangenen
Jahren zugenommen. EU-Spitze in
Sachen Flexibilisierung des Ar-
beitsmarktes sind die Niederlande.

Der Vorteil für Unternehmen liegt auf
der Hand: Auf Konjunkturschwankun-
gen kann schneller reagiert werden.
Damit steigt die Wettbewerbsfähig-
keit. Auch für den Beschäftigten kann
der autonomere Umgang mit Zeit, so
er denn gegeben ist, zu mehr Arbeitszufriedenheit
und damit höherer Produktivität führen. Die
Kehrseite: Atypisch Beschäftigte verdienen häufig
weniger für die gleiche Arbeit, sind meist sozial
schlechter abgesichert und bilden sich seltener
weiter. Dies ergab die Analyse der Europäischen
Kommission “Beschäftigung in Europa 2002”.

Grundsatz der Gleichbehandlung

“Es ist ein moralisches Gebot, auch bei den neuen
Formen der Arbeitsorganisation für Arbeitsplatz-
qualität zu sorgen”, betont Anna Diamantopoulou,
EU-Kommissarin für Beschäftigung und Soziales.
In diesem Sinne bemüht sich die EU, die Situation
atypisch Beschäftigter nach dem Grundsatz der
Gleichbehandlung zu verbessern. Dabei sitzen die
europäischen Sozialpartner mit am Tisch.
“Andererseits müssen Regelungen auch dem
Bedarf der Wirtschaft nach Flexibilität gerecht wer-
den”, so Diamantopoulou.

Volle Rechte für Teilzeit
Miit 18 Prozent der Erwerbstätigen in Europa sind
Teilzeitbeschäftigte die stärkste Gruppe der aty-
pisch Beschäftigten (Deutschland: 20 Prozent). Im
Juni 1997 gelang es, mit dem Europäischen
Gewerkschaftsbund (EGB) und dem Arbeitgeber-
dachverband (UNICE) eine Rahmenvereinbarung zur
Nichtdiskriminierung zu schließen. Sie sieht vor:

“Teilzeitbeschäftigte dürfen nicht
schlechter behandelt werden als
vergleichbare Vollzeitbeschäftigte.”
Im Dezember 1997 trat eine entspre-
chende Richtlinie in Kraft; sie ist seit
2000 in Deutschland umgesetzt. Mit
Folgen: Der Europäische Gerichtshof
erklärte das deutsche Steuerbe-
ratergesetz aufgrund der EU-Teilzeit-
Richtlinie für rechtswidrig (Seite 39).

Meilensteine für Telearbeit
Die Zahl der Telearbeiter in der EU steigt rasant. Sie
hat sich in den vergangenen drei Jahren mehr als
verdoppelt. Derzeit gibt es 21 Millionen “e-Worker”, 
6 Millionen allein in Deutschland. Zu diesem
Ergebnis kommt das Forschungsinstitut Empirica.
Die neue Arbeitsform hat wichtige Beschäf-
tigungseffekte. In der Untersuchung gaben 17,3
Prozent der Heimarbeiter an, ohne Telearbeit über-
haupt keine Berufstätigkeit ausüben zu können. Auf
EU-Ebene gibt es seit Juli 2002 eine Vereinbarung
- die erste ihrer Art, die von den Sozialpartnern
selbst umgesetzt wurde, “ein Meilenstein für den
sozialen Dialog” (Diamantopoulou). Damit gelten
für Telearbeiter die selben Bestimmungen wie für
die Arbeitnehmer, die in den Räumlichkeiten des
Unternehmens tätig sind -  das betrifft Aufstiegs-
und Ausbildungsmöglichkeiten, Informationszu-
gang und gewerkschaftliche Rechte.

Links

Teilzeitarbeit: Richtlinie 97/81/EG
■ http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/cha/c10416.htm

Rahmenvereinbarung Telearbeit
■ http://www.europa.eu.int/comm/employment_

social/news/2002/oct/teleworking_agreement_de.pdf

Wir benötigen das rechte
Gleichgewicht zwischen
Flexibilität und Sicherheit
im Entwurf der europäi-
schen Beschäftigungs-

und Sozialpolitik
Anna Diamantopoulou, EU-Kom-

missarin für Beschäftigung und Soziales

http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/cha/c10416.htm
http://www.europa.eu.int/comm/employment_social/news/2002/oct/teleworking_agreement_de.pdf
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Auf dem Weg zur eKommission

Was Telearbeit praktisch heißt, haben Mitar-
beiter der Europäischen Kommission in einem
Pilotprojekt selbst über zwei Jahre hinweg
erprobt. Das Ergebnis: Die Telearbeiter waren
zufriedener und auch produktiver als vorher.
Die Kommission will damit ein Zeichen für
andere Behörden setzen.

Die 120 Testbeamten aus den Generaldirektionen
Beschäftigung und Soziales sowie Informationsge-
sellschaft haben dabei bis zu 20 Prozent ihrer
Arbeitszeit in die Telearbeit investiert. Das Konzept
dieser neuen Arbeitsform: abwechselnd im Büro
und zu Hause arbeiten, Arbeiten auf Dienstreisen
und in anderen Büroräumen - mit Hilfe etwa von
Handys und Laptops.

Flexibilisierung erhöht die Produktivität

Die Telearbeiter selbst waren zufriedener und des-
halb produktiver als vorher, weil sie ihre Arbeitszeit
besser einteilen konnten, weniger gestresst waren
und Familie und Beruf eher vereinbaren konnten.
Die vor allem bei der Einführung der Telearbeit auf-
tretenden Mehrkosten wurden durch die gestiege-
ne Produktivität während der zweijährigen Projekt-
phase mehr als ausgeglichen. Willkommener
Nebeneffekt: Die Beamten waren nach der Pilot-
phase technisch versierter als vorher.

Kritische Stimmen der Vorgesetzten

Wie eine externe Evaluation des Pilotprojektes
ergab, kamen allerdings kritische Stimmen von
den Vorgesetzten der Telearbeiter: Sie sind es ge-
wohnt, dass ihre Mitarbeiter bei Meetings anwe-
send sind. Hier muss sich nach Meinung der unab-
hängigen Experten das “Denken radikal ändern”.
Auch die technische Ausstattung müsse verbes-
sert werden.

Pilotprojekt soll Schule machen

Langfristig plant die Europäische Kommission, in
ihrer gesamten Verwaltung Telearbeitsplätze einzu-
richten. Damit will sie öffentliche Verwaltungen in
den Mitgliedstaaten anregen, ebenfalls stärker auf
Telearbeit umzusteigen. In Europa hinken die
öffentlichen Verwaltungen in Sachen Telearbeit
bislang hinter der Wirtschaft her.

■ http://www.europa.eu.int/comm/dgs/
employment_social/teleworking_de.htm

EuGH-Urteil: Volle Rechte bei Teilzeit

Der Fall: Brigitte Kording hatte 15 Jahre bei der
Oberfinanzdirektion Bremen gedient - als Sachbe-
arbeiterin mit Teilzeitvertrag. Dann wollte sie sich
als Steuerberaterin selbständig machen, ohne
eine Prüfung abzulegen. Das deutsche Steuerbe-
ratergesetz schrieb hierfür 15 Jahre Vollzeitbe-
schäftigung vor. Bei Teilzeitarbeit verlängerte sich
die Frist entsprechend.

Das Urteil: Frau Kording klagte. Ihr Fall ging durch
die Instanzen. Der Europäische Gerichtshof ur-
teilte abschließend: Das deutsche Steuerberater-
gesetz verstößt gegen die EU-Grundsätze der
Nichtdiskriminierung von Teilzeitarbeitnehmern
und der Gleichbehandlung von Männern und
Frauen. Die unterschiedliche Lebenssituation bei-
der Geschlechter müsse berücksichtigt werden,
begründeten die Richter ihr Urteil.

Die Fakten: Frauen stellen in der EU 80 Prozent
der Teilzeitbeschäftigten - in Deutschland sind es
fast 90 Prozent. Sie tun dies nach Angaben des
Statistischen Bundesamtes in Westdeutschland
überwiegend wegen Kinder- und Altenbetreuung
(67%) und in Ostdeutschland, weil sie keine Voll-
zeittätigkeit finden (53%).

Rechtssache C-100/95
■ http://curia.eu.int/de/index.htm

http://www.europa.eu.int/comm/dgs/employment_social/teleworking_de.htm
http://curia.eu.int/de/index.htm
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Dossier: Arbeitsformen
Richtlinien-Vorschlag

Mindestschutz für Zeitarbeiter
Im Hartz-Plan zur Reform der deutschen
Beschäftigungspolitik ist Leih- oder Zeitarbeit
ein Schlüsselelement. Kein Wunder, zeigen
doch Studien etwa der EU-Kommission, dass
bis zu 53 Prozent der Zeitarbeitnehmer im dar-
auffolgenden Jahr feste Arbeitsplätze fanden.
Der Internationale Verband der
Zeitarbeitunternehmen (CIETT)
verspricht bis zum Jahr 2010,
rund vier Millionen neue Arbeits-
plätze in Europa zu schaffen. Da
Zeitarbeitsfirmen ihre Arbeits-
kräfte zunehmend auch grenz-
überschreitend verleihen, hat die
EU-Kommission im März 2002
eine Richtlinie vorgeschlagen. Derzeit sind die
Regelungen in der EU noch sehr unterschiedlich.

Der Kommissionsvorschlag sieht einen Mindest-
schutz für Leiharbeiter vor. Er soll gleichzeitig dazu
beitragen, dass sich die Zeitarbeit als flexible Lö-
sung für Arbeitgeber und Arbeitnehmer weiterent-
wickeln kann. “Mit diesem Vorschlag werden nicht
nur mehr Arbeitsplätze geschaffen, sondern auch
bessere”, hofft EU-Kommissarin Anna Diaman-
topoulou. CIETT prognostiziert Wachstumsraten
von bis zu 21 Prozent jährlich - besonders in Län-
dern mit noch geringer Marktdurchdringung. Dazu
gehört Deutschland mit einem Anteil von 0,7 Pro-
zent Leiharbeitern. Beim EU-Spitzenreiter Holland
sind es bereits 4 Prozent. Insgesamt arbeiten 2,2
Millionen Menschen (1,4 % der Erwerbstätigen) für
Leiharbeitsfirmen. Die Schattenseite des Booms:

Bisher liegt das Entgelt von Leiharbeitern in
Deutschland bis zu 30 Prozent unter dem Lohnniveau
der Branche, in der sie tätig sind.

Richtlinien-Vorschlag: Kein starres Instrument
Dies soll sich mit dem Kommissionsvorschlag
ändern: “Leiharbeiter sollen hinsichtlich der grund-
legenden Arbeitsbedingungen nicht schlechter
gestellt sein als vergleichbare Arbeitnehmer. Das
betrifft Bezahlung, Arbeits- und Ruhezeiten,

Urlaubsansprüche und Nachtarbeit.
Ausgenommen sind Renten, Sozial-
versicherung, Sonderzulagen und
Krankenkassenbeiträge. Zwei Aus-
nahmen sind möglich: 1. bei tarifver-
traglichen Regelungen, sofern es einen
Mindestschutz gibt, und 2. bei unbefri-
steten Verträgen für Leiharbeiter. Die
Richtlinie soll aus Sicht der EU-Kom-

mission kein starres Instrument sein: Sie verpflichtet
die Mitgliedstaaten, alle fünf Jahre zu überprüfen, ob
Einschränkungen noch zeitgemäß sind. Das
Europäische Parlament hat dem Richtlinien-
Vorschlag bereits in erster Lesung zugestimmt.

Sozialpartner bringen Bewegung in die Sache
Das Thema beschäftigt die EU-Kommission bereits
seit über zehn Jahren. 1990 hatte sie einen
Vorschlag mit ähnlicher Richtung für atypische
Arbeitsverhältnisse gemacht. Es gab dafür aller-
dings kein “grünes Licht” des Ministerrates. Mit
dem Sozialprotokoll von Amstardam (Seite 25)
brach das Eis. Es institutionalisierte den Dialog zwi-
schen den Sozialpartnern auf EU-Ebene. Sie einig-
ten sich auf Mindeststandards, die dann durch
Ministerratsbeschluss Gemeinschaftsrecht wurden
- Rückenwind für die Sozialpartner.

Links

Richtlinien-Vorschlag zur Zeitarbeit
■ http://europa.eu.int/comm/employment_social/

soc-dial/labour/index_de.htm

Bericht über Leiharbeit in der EU
■ http://eurofound.eu.int/publications/files/

EF0202EN.pfd

Vergleich der Rechtslage zur Zeitarbeit in der EU
■ http://www.europa-direkt.de

Unser Richtlinienvor-
schlag zur Zeitarbeit

lässt den Mitgliedstaaten
einen breiten Handlungs-

spielraum
Anna Diamantopoulou, 

EU-Kommissarin für Arbeit und Soziales

http://europa.eu.int/comm/employment_social/soc-dial/labour/index_de.htm
http://eurofound.eu.int/publications/files/EF0202EN.pdf
http://www.europa-direkt.de
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Zeitarbeit auf EU-Ebene: Ansprechpartner

Europäische Kommission,
Rosendo Gonzalez Dorrego
Generaldirektion Beschäftigung und Soziales
Referat D/3 - Arbeitsrecht & Arbeitsorganisation
Rue de la Loi 200, B-1049 Brüssel,
Tel. 0032/2/2953048, Fax. 2990890

■ http://www.europa.eu.int/comm/employment_social/
index_de.htm

Internationaler Verband der
Zeitarbeitunternehmen
Confédération Internationale des Entreprises de
Travail Temporaire (CIETT)
Eva Casado-Alarcon (Sekretariat)
Place du Luxembourg 2, B-1050 Brüssel
Tel. 0032/2/7330427, Fax. 7335444

■ http://www.ciett.org

Europäischer Gewerkschaftsbund (EGB)
Jean Lapeyre
Stellvertretender Generalsekretär
Bd. du Roi Albert II, B-1210 Brüssel
Tel. 0032/2/2404-11, Fax. 22404-54

■ http://www.etuc.org

Für bessere
Arbeitsbedingungen

Arbeiten in Europa wird härter.
Zu diesem Ergebnis kommt die

Europäische Stiftung zur Verbesserung der
Lebens- und Arbeitsbedingungen in Europa,
eine unabhängige Einrichtung der EU mit Sitz
in Dublin.

Sie weist nach: Die Arbeitsbedingungen sind in
einigen Bereichen schlechter geworden. Die
befragten 21.500 Arbeitnehmer klagten vor allem
über Rückenschmerzen und Stress-Symptome.
Zugenommen hat auch die Zahl der Arbeiter, die
starkem Lärm oder Vibrationen ausgesetzt sind. 

Die Stiftung führt regelmäßig Befragungen durch
und gibt alle fünf Jahre einen Gesamtüberblick zu
den Arbeitsbedingungen in der EU heraus. Sie
untersucht die Struktur der erwerbstätigen Bevöl-
kerung, Arbeitszeiten und Lohnsysteme.

Als Service bietet das Portal der Stiftung einen
elektronischen Newsletter, eine Datenbank mit
Pressemitteilungen und weiterführende Links an.

■ http://www.eurofound.eu.int

http://www.europa.eu.int/comm/employment_social/index_de.htm
http://www.ciett.org
http://www.etuc.org
http://www.eurofound.eu.int


Brennpunkt: Kleine und mittlere Unternehmen

Besonders unfallgefährdet sind nach Studien der
Europäischen Agentur die Mitarbeiter in kleinen
Unternehmen mit 10 bis 45 Beschäftigten. Das
Risiko hier ist 1,26 mal höher als im Durchschnitt.
Der Grund: Zu wenig Geld und organisatorische
Ressourcen für den Arbeitsschutz sowie einge-

schränkte Fachkenntnisse. 

Daher hat die Agentur ein KMU-
Programm ins Leben gerufen. Pro-
jekte zur Sensibilisierung in Unter-
nehmen mit bis zu 250 Mitarbeitern
werden in diesem Jahr mit maximal
200.000 m gefördert. Das Gesamt-
budget lag bei 3,7 Mio. m. Das Pro-
gramm wird 2003 weitergeführt. Über

die Fördersumme wird noch entschieden.

Strategie für Arbeitssicherheit 2002-2006

Die EU-Kommission hat in diesem Jahr ein Konzept
vorgelegt, wie Risikogruppen gezielt zu erreichen
sind. Sie setzt dabei auf Prävention: Ähnlich wie
Verkehrserziehung muss Arbeitssicherheit schon in
der Schule beginnen. Das Strategiepapier geht
auch auf neue Belastungen ein: Inzwischen spielt
Stress wegen Mobbings eine immer größere Rolle.
Die EU-Kommission will dieses Thema 2003 auf die
politische Tagesordnung setzen.

Die Europäische Woche 2002 zur Arbeitssicherheit
stand unter dem Motto “Stress lass nach” - mit
Seminaren, Veranstaltungen und Workshops. Die
Agentur zeichnet Unternehmen aus, die durch intel-
ligente Arbeitsorganisation Stress vermeiden.
Deutschland schickt in den Wettbewerb beispiels-
weise das Call-Center einer Bank. Im Jahr 2003
werden Gefahrstoffe im Mittelpunkt der Europä-
ischen Woche gegen den Stress stehen.

4.12.2002

42

EU-NACHRICHTEN

THEMENHEFT NR. 4

Links

EU-Kommission: Gesundheit am Arbeitsplatz
■ http://www.europa.eu.int/comm/employment_

social/h&s/index_en.htm

SCAD: Richtlinien zum Arbeitsschutz
■ http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/s02204.htm

EU-Vorgaben zur Arbeitssicherheit

Unfall ist kein Zufall
Jedes Jahr verletzen sich in Europa fünf
Millionen Menschen am Arbeitsplatz. Fehl-
zeiten von 146 Millionen Arbeitstagen sind die
Folge. 5.500 der Arbeitsunfälle ver-
laufen tödlich. Hauptunfallursachen
in Deutschland sind Stolpern, Aus-
rutschen und Fallen, so der Haupt-
verband der gewerblichen Berufs-
genossenschaften.

“Viele dieser Unglücke wären vermeid-
bar, wenn die Arbeitsschutzbestim-
mungen strenger beachtet würden”,
betont Hans-Horst Konkolewsky, Präsident der
Europäischen Agentur für Sicherheit und Gesund-
heitsschutz am Arbeitsplatz in Bilbao (Seite 43).

Arbeitsschutz mit europäischem Ursprung

Bereits die Europäische Gemeinschaft für Kohle und
Stahl legte Normen zur Arbeitssicherheit fest. Ob
Mindestanforderungen an die Schutzkleidung,
Warnhinweise auf gesundheitliche Gefahren am Ar-
beitsplatz oder Vorkehrungen bei der Arbeit mit
krebserregenden Stoffen - viele Vorgaben zum Ar-
beitsschutz haben einen europäischen Ursprung
(Seite 43). Aktuelles Beispiel: Eine EU-Richtlinie ver-
bietet seit Juni 2002 das Arbeiten mit Asbest.

Mit Inkrafttreten der Einheitlichen Europäischen Akte
1987 kam der Gemeinschaft auch vertraglich die
Aufgabe zu, sich um Arbeitssicherheit zu kümmern.
Dabei ist es jedem Mitgliedstaat freigestellt, stren-
gere Vorschriften zu erlassen oder bestehende bei-
zubehalten, sofern sie mit europäischem Recht ver-
einbar sind. 

Dossier: Arbeitsschutz

Jede Arbeitnehmerin
und jeder Arbeitnehmer
hat das Recht auf ge-

sunde, sichere und
würdige Arbeitsbedin-

gungen
Gemeinschaftscharta der sozialen

Grundrechte der Arbeitnehmer

http://www.europa.eu.int/comm/employment_social/h&s/index_en.htm
http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/s02204.htm
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EU-Richtlinien zur Arbeitssicherheit
❍ Richtlinie 89/391/EWG gibt den allgemeinen

Rahmen für die Erkennung von und Vorbeu-
gung gegen Gefährdungen vor

❍ Richtlinie 89/654/EWG legt Mindestanfor-
derungen für Sicherheit und Gesundheits-
schutz in Arbeitsstätten fest

❍ Richtlinie 91/383/EWG erweitert die Bestim-
mungen der Richtlinie 89/391 auf Arbeitneh-
mer in befristeten Arbeitsverhältnissen und
Leiharbeitsverhältnissen

❍ Richtlinie 94/33/EG sieht zusätzliche Schutz-
vorkehrungen für jugendliche Arbeitnehmer
vor

❍ Richtlinie 89/655/EWG legt die Mindestanfor-
derungen für Sicherheit und Gesundheits-
schutz bei Benutzung von persönlichen
Schutzausrüstungen fest (siehe auch Richt-
linie 89/656/EWG)

❍ Richtlinie 92/58/EWG definiert die Mindestan-
forderungen für die Sicherheits- und/oder Ge-
sundheitsschutzkennzeichnung am Arbeits-
platz

❍ Richtlinie 92/57/EWG enthält die auf zeitlich
begrenzten oder ortsveränderlichen Baustel-
len anzuwendenden Mindestanforderungen für
die Sicherheit und den Gesundheitsschutz

❍ Richtlinie 99/92/EG definiert die Mindestanfor-
derungen zum Schutz von Arbeitnehmern vor
Explosionsgefahren

■ http://agency.osha.eu.int/publications/
factsheets/facts13/facts13_de.pdf
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Ein Netzwerk für
Arbeitssicherheit

Wie können Unterneh-
men Betriebsunfälle
vermeiden? Die Agen-
tur für Sicherheit und Gesundheitsschutz am
Arbeitsplatz bietet jetzt einen Check. Die EU-
Kommission hat die Agentur im Jahr 1997
gegründet. Ihre Hauptaufgabe ist es, über
Arbeitsschutz in Europa zu informieren.

Dazu bietet sie Nachrichten zum Arbeitsschutz,
neue Regelungen und Forschungsergebnisse. Sie
führt auch selbst Studien durch: etwa einen
Vergleich zum Stand des Arbeitsschutzes in den
Mitgliedstaaten. Ein kostenloser E-Mail-News-
letter kann abonniert werden. Die Agentur koor-
diniert jedes Jahr die Europäische Woche zur
Arbeitssicherheit. Einer Datenbank ist zu entneh-
men, welche Events im Rahmen dieser Woche
stattfinden.

Ab 2003 soll es eine „Beobachtungsstelle für
berufsbedingte Risiken“ bei der Agentur geben.
Sie wird Daten zu vorbildhaften Arbeitsschutz-
praktiken von Unternehmen sammeln. Dies
schlägt die EU-Kommission in ihrem Strategiepa-
pier (Seite 42) vor. Geplant ist auch eine Daten-
bank mit Beispielen, wie Menschen mit Behinde-
rungen zu berücksichtigen und Arbeitsmittel
behindertengerecht zu gestalten sind.

Die Agentur hat Anlaufstellen in allen EU-Mitglied-
staaten sowie in den EFTA- und Beitrittsländern.
Ansprechpartner für Deutschland ist Reinhard
Gerber. e-mail: re.gerber@bma.bund.de

■ http://agency.osha.eu.int/index_de.htm

http://agency.osha.eu.int/publications/factsheets/facts13/facts13_de.pdf
http://agency.osha.eu.int/index_de.htm


❍ Konsultation, beispielsweise in Ausschüssen zwi-
schen Betriebsrat, Manager und Gewerkschafts-
vertreter zu Fragen der Standortsicherung, Pla-
nungen oder Produktionsverlagerungen

Über Fragen der Zusammensetzung und Finanzie-
rung müssen sich die Sozialpartner vor Ort einigen,
wobei generell ein “Verschlechterungsverbot” gilt.

Hauptsache das Ziel wird erreicht:
die Mitarbeiter frühzeitig und besser
über die Unternehmenspolitik zu
informieren. Viele Konzerne gehen
bereits weiter. So hat der VW-EBr
Mitentscheidungsrechte und wird
vom Konzern finanziell unterstützt.

Europäische Aktiengesellschaft

Mit der Einführung der Europäischen
Aktiengesellschaften wurden die Mitbestimmungs-
rechte weiter gestärkt, 30 Jahre nach dem ersten
Vorschlag der Kommission. Das Statut der Euro-
päischen Aktiengesellschaft erlaubt Firmen, sich in
Form einer Aktiengesellschaft zu gründen - be-
zeichnet nach dem lateinischen “Societas Euro-
pea” (SE). Statt unterschiedlichen einzelstaatlichen
Regelungen unterliegt die SE einer einheitlichen
EU-Regelung, einschließlich Fragen der Arbeit-
nehmervertretung. Durch eine Zusatzrichtlinie
wurde im Jahr 2001 sichergestellt, dass die Betei-
ligung der Arbeitnehmer mit der Gründung einer SE
nicht entfällt oder abgeschwächt wird (Seite 45). 
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Mitbestimmung
Europa und die Mitbestimmung

Belegschaften EU-weit vertreten
Die Weltpremiere fand im September 1990 in
Wolfsburg statt: Bei Volkswagen wurde die
erste internationale Belegschaftsvertretung,
der Europa-Betriebsrat, aus der Taufe gehoben,
ein Signal an die Europäische
Gemeinschaft. Über alle EU-Unter-
schiede in Europa hinweg wurde
der Europäische Betriebsrat (EBr)
im Jahr 1996 für gemeinschafts-
weit operierende Unternehmen
zur Pflicht.

Damit erhält die ständige Konkurrenz
von Unternehmensstandorten wie in
der Automobilindustrie, aber auch von Handelsun-
ternehmen einen sozialen Rahmen. Unternehmen
mit mindestens 1.000 Mitarbeitern in den Mitglied-
staaten und mit jeweils mindestens 150 Arbeitneh-
mern in zwei Mitgliedstaaten sind verpflichtet,
einen multinationalen EBr zu gründen. Mindestens
drei, höchstens aber 18 Vertreter sitzen im EBr. Sie
genießen weitgehende Unterrichtungs- und Anhö-
rungsrechte, etwa

❍ zur Sicherung der Arbeitsplätze, Regelung von
Arbeitszeiten, Ausschluß betriebsbedingter Kün-
digungen, Vorruhestandsregelungen

Ein gemeinsames
gewerkschaftliches

Handeln ist gefordert,
damit die Belegschaften

nicht gegeneinander
ausgespielt werden

aus der Präambel des Europa-
Betriebsrats bei Volkswagen von 1990

Links

Mitbestimmung und EU-Gesellschaftsrecht

■ http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/s09000.htm

EU-Rechtsakte zur Arbeitnehmervertretung

■ http://europa.eu.int/eur-lex/de/lif/reg/de_regi-
ster_1710.html

Europäische Betriebsräte

■ http://www.euro-betriebsrat.de/links.htm

EBR-Erfahrungsberichte

■ http://www.oegb.or.at/europa/content/betriebsrat/
content/praxis/uesicht_praxis.htm

http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/s09000.htm
http://europa.eu.int/eur-lex/de/lif/reg/de_register_1710.html
http://www.euro-betriebsrat.de/links.htm
http://www.oegb.or.at/europa/content/betriebsrat/content/praxis/uesicht_praxis.htm
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Europa AG: Arbeitnehmer beteiligt

❍ Eine Europäische Aktiengesellschaft (SE) darf
nicht zur Beseitigung oder Einschränkung
bestehender Gepflogenheiten der Arbeitneh-
merbeteiligung führen.

❍ In allen Fällen der Gründung einer SE sollten
Unterrichtungs- und Anhörungsverfahren
grenzüberschreitend gewährleistet sein.

❍ Sofern es in einer oder in mehreren der an der
Gründung einer SE beteiligten Gesellschaften
Mitbestimmungsrechte gibt, sollten sie nach
deren Gründung erhalten bleiben.

❍ Angesichts der unterschiedlichen nationalen
Mitbestimmungsysteme sollten den Mitglied-
staaten im Falle einer Fusion entsprechende
Auffangregelungen freigestellt werden. In die-
sem Fall ist die Beibehaltung der bestehenden
Mitbestimmungssysteme zu gewährleisten.

❍ Für SE gelten von Gründung an bestimmte
Standardforderungen. Sie sollten eine effizien-
te Praxis der grenzüberschreitenden Unter-
richtung und Anhörung der Arbeitnehmer
sowie deren Mitbestimmung in dem einschlä-
gigen Organ der SE gewährleisten.

❍ Vertreter der Arbeitnehmer genießen einen
ähnlichen Schutz wie im Land ihrer Be-
schäftigung. Sie sollten keiner Diskriminierung
unterliegen und einen angemessenen Schutz
vor Kündigung genießen.

Richtlinie 2001/86/EG des Rates zur Ergänzung des Statuts der
Europäischen Aktionsgesellschaft zur Beteiligung der Arbeitnehmer

Betriebsrat Peter Kalow, Karstadt/Quelle AG

Kulturen wachsen zusammen

EU-Nachrichten: Was waren die Gründe für
einen Europäischen Betriebsrat bei Quelle?

Peter Kalow: Quelle hat keine Unternehmen “ein-
gekauft”, aber Tochterunternehmen in mittlerwei-
le sechs EU-Staaten und fünf Beitrittsstaaten auf-
gebaut. Der Gesamtbetriebsrat in Deutschland ist
im Wirtschaftsausschuß und Aufsichtsrat gemäß
Betriebsverfassungsgesetz vertreten. Wir sitzen
daher bei wirtschaftlichen und strategischen
Entscheidungen mit am Tisch, die Arbeit-
nehmervertreter an anderen Standorten säßen
sonst vor der Tür. Es kann ja nicht sein, dass
Standorte von Entscheidungen betroffen, aber
weder vorinformiert noch beteiligt sind.

Sind alle Standorte bereits eingebunden?

In den EU-Staaten ja. In Spanien beispielsweise
haben wir die Gründung eines Betriebsrats
maßgeblich auf dem Weg gebracht. In den MOE-
Standorten ist es dagegen bislang nicht ge-
lungen, Betriebsräte einzubinden, weil schlicht
noch keine gewerkschaftlichen Strukturen vor-
handen sind. In Polen haben wir immerhin mit der
Solidarnosc reden können, wenn auch ohne
Erfolg. Aber wir bemühen uns weiterhin.

Wie sind Sie organisiert?

Der Europäische Betriebsrat tagt einmal jährlich.
Die laufende Arbeit, Verhandlungen mit der Ge-
schäftsleitung und anderes erledigt das “Präsi-
dium”, in dem die drei größten Standorte in
Deutschland, Frankreich und Österreich vertreten
sind.

Was war Ihr bislang wichtigster Erfolg?

Dass es in Spanien überhaupt noch ein Quelle-
Werk gibt, ist vor allem auf unser Eingreifen zu-
rückzuführen. Die Arbeitnehmervertreter haben
sich dort aber auch sehr konstruktiv an der Kri-
senbewältigung beteiligt. Eigentlich ist aber das
Zusammenwachsen europäischer Unternehmens-
und Gewerkschaftskulturen von unten das, was
den Erfolg ausmacht. Sonst bliebe Europa nur
eine Veranstaltung für ein paar Funktionäre.

■ http://www.quelle.de
Peter Kalow leitet den Europäischen Betriebsrat. Er ist stellvertre-

tender Aufsichtsratsvorsitzender und Gesamtbetriebsratsvorsitzen-
der von Quelle AG (Fürth) und Optimus Logistics GmbH (Nürnberg)

http://www.quelle.de
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Service
Technische Hilfe und Service

EQUAL - rundum informiert
Die technische Hilfe zur EU-Gemeinschaftsinitiative

EQUAL ist beim Bundesministerium für Wirtschaft

und Arbeit angesiedelt. Sie bietet im Internet fol-

genden Service: 

❍ EQUAL-Newsticker: Tagesaktuelles, beispiels-

weise zur Entwicklung der EU-Arbeitsmärkte,

neue EU-Richtlinien und -Verordnungen, Be-

schäftigungsberichten und Analysen der EU

❍ Veranstaltungen: EQUAL-Entwicklungspartner-

schaften können hier ihre Veranstaltungen veröf-

fentlichen

❍ Newsletter: Er erscheint vierteljährlich als E-

Mail-Abo und behandelt jeweils ein aktuelles

Schwerpunktthema. Daneben gibt es Hinter-

gründe und Service für die Entwicklungspart-

nerschaften

❍ Thematische Foren: Eine Plattform im Internet

für den Austausch zwischen den Projektträgern

❍ Links: Beispielsweise EQUAL-Projektdatenbank

der EU (gegliedert nach Ländern und Themen)

Kontakt: Rodin Knapp, Bundesministerium für
Wirtschaft und Arbeit, EQUAL-Koordination,
Rochusstraße 1, 53123 BONN, Tel: 01888/527-2552

Institutionell

EUROPÄISCHE KOMMISSION

Generaldirektorin Odile Quintin
Direktion A: Koordinierung der Beschäftiungspoli-
tik und der Politik des ESF (A. KASTRISSIANAKIS)
Direktion B: Beschäftigungslage, soziale Integra-
tion in den Mitgliedstaaten; Europäischer Sozial-
fonds (I. P. HATT)
Direktion C: Beschäftigungslage und  soziale
Integration in den Mitgliedstaaten;  Europäischer
Sozialfonds II (S. KJELLSTRÖM)
Direktion D: Flexibilität sozialer Dialog und sozia-
le Rechte (B. JANSEN)
Direktion E: Soziale Sicherheit (G. CLOTUCHE)
Direktion F: Verwaltung und Ressourcen
(Raoul PRADO, F. P. VEITS)
Direktion G: Querschnittsthemen und internatio-
nale Fragen (L. PAVAN-WOOLFE)
■ http://europa.eu.int/comm/dgs/employment_social/

staffgui/org_de.pdf

EUROPÄISCHES PARLAMENT
Ausschuss für Beschäftigung und soziale
Angelegenheiten (T. BOUWMAN)

■ http://www.europarl.eu.int/committees/
empl_home.htm

RAT DER EUROPÄISCHEN UNION 
Generaldirektion J: u.a. Sozialpolitik,
Beschäftigung (Marc LEPOIVRE) 

■ http://ue.eu.int/de

Netzwerke und Ansprechpartner

Europäische Stiftung zur
Verbesserung der Lebens- 
und Arbeitsbedingungen

Wyattville Road
Loughlinstown, 
Dublin 18, Ireland 
Tel.: 00353/1-2043100, Fax: -2824209 

Direktor: Raymond-Pierre Bodin
Presseservice: Måns Mårtensson

Tel.: 00353/1-2043124, Fax: -2826456

■ http://www.eurofound.eu.int

Netzwerke und Ansprechpartner

Europäische Agentur für

Sicherheit und Gesund-

heitsschutz am Arbeitsplatz

Gran Via 33, E-48009 Bilbao, Spanien
Tel.: 0034/944-794-360, Fax: -794-383
E-Mail: information@osha.eu.int

■ http://agency.osha.eu.int/index_de.htm

Focal Point Deutschland

Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit,
Referat IIIb2, Wilhelmstraße 49, 10117 Berlin
Tel.: 030/2007-1986, Fax: 030/2007-1933

■ http://de.osha.eu.int

http://europa.eu.int/comm/dgs/employment_social/staffgui/org_de.pdf
http://www.europarl.eu.int/committees/empl_home.htm
http://ue.eu.int/de
http://www.eurofound.eu.int
http://agency.osha.eu.int/index_de.htm
http://de.osha.eu.int
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Mediathek, Infothek, EUR-OP und EUR-LEX
■ http://europa.eu.int/comm/mediatheque/index_en.html

■ http://www.euroinfo-kehl.com/d/infothek-f.htm

■ http://eur-op.eu.int

■ http://europa.eu.int/eur-lex/de/index.html

EU-Programme für Beschäftigung
und Soziales

EQUAL-Homepage der EU-Kommission
■ http://europa.eu.int/comm/employment_social/equal/

index.cfm

EQUAL: Datenbank der Projekte
■ https://equal.cec.eu.int/equal/jsp/index.jsp?lang=de

EQUAL: Technische Hilfe Deutschland

■ http://www.equal-de.de

INTERREG III
■ http://europa.eu.int/comm/regional_policy/interreg3/

index_de.htm

KMU
■ http://agency.osha.eu.int/sme2002

LEADER+
■ http://www.europa.eu.int/comm/agriculture/rur/

leaderplus/index_de.htm

Strukturfonds
■ http://europa.eu.int/comm/regional_policy/

funds/prord/sf_de.htm

URBAN II
■ http://europa.eu.int/comm/regional_policy/

urban2/index_de.htm

Fundstellen zur Europäischen
Beschäftigungs- und Sozialpolitik

Überblick: EU-Beschäftigungs- und Sozialpolitik

■ http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/s02000.htm

■ http://europa.eu.int/comm/employment_social/
missoc/index_de.html

■ http://www.europa.eu.int/comm/employment_social/
news/2002/sep/employment_in_europe2002_de.pdf

■ http://www.europa.eu.int/comm/employment_
social/news/2002/aug/final_pcp.pdf

■ http://europa.eu.int/comm/employment_social/
news/2002/jun/soc_situation_de.html

EU-Beschäftigungsstrategie
■ http://europa.eu.int/comm/employment_social/

empl&esf/ees_de.htm
■ http://europa.eu.int/eur-lex/de/com/cnc/2002/

com2002_0416de01.pdf

■ http://www.europa.eu.int/comm/employment_
social/news/2002/may/nap2002/nap2002_de_de.pdf

■ http://www.bma.bund.de/doc/doc_request.cfm?
55E753255C2C4AD7887CF30F4E48BE72

Fundstellen zur Europäischen
Beschäftigungs- und Sozialpolitik

Freizügigkeit und Erweiterung
■ http://europa.eu.int/comm/dgs/employment_social/

enlargement_de.pdf

■ http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/s02203.htm

■ http://www.mehr-europa.de

Arbeitsformen, Arbeitsschutz
■ http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/cha/c10416.htm

■ http://www.europa.eu.int/comm/employment_
social/news/2002/oct/teleworking_agreement_de.pdf

■ http://www.europa.eu.int/comm/employment_
social/h&s/index_en.htm

■ http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/s02204.htm

Mitbestimmung
■ http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/s09000.htm

■ http://europa.eu.int/eur-lex/de/lif/reg/de_regi-
ster_1710.html

■ http://www.euro-betriebsrat.de/links.htm

■ http://www.oegb.or.at/europa/content/betriebsrat/
content/praxis/uesicht_praxis.htm

http://europa.eu.int/comm/mediatheque/index_en.html
http://www.euroinfo-kehl.com/d/infothek-f.htm
http://eur-op.eu.int
http://europa.eu.int/eur-lex/de/index.html
http://europa.eu.int/comm/employment_social/equal/index.cfm
https://equal.cec.eu.int/equal/jsp/index.jsp?lang=de
http://www.equal-de.de
http://europa.eu.int/comm/regional_policy/interreg3/index_de.htm
http://agency.osha.eu.int/sme2002
http://www.europa.eu.int/comm/agriculture/rur/leaderplus/index_de.htm
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Ausblick 
Erweiterung als Chance

Quo vadis Bildung?
Der Europäische Raum für Bildung und Be-
schäftigung nimmt Gestalt an. Das Ziel ist ein
Europa ohne Hindernisse für die Freizügigkeit
der Menschen. Auf dem Weg dorthin ist man-
ches erreicht. Im Hinblick auf die Erweiterung
steht die Union aber vor weiteren großen
Herausforderungen.

Die Mitgliedstaaten haben in Bologna und Brügge
Prozesse angestoßen, die zu mehr Transparenz
und Vergleichbarkeit der Lehrpläne in der allgemei-
nen und beruflichen Bildung führen - eine wichtige
Voraussetzung für die gegenseitige Anerkennung
von Berufsabschlüssen. Können wir ersthaft erwar-
ten, dass europäische Abschlüsse in der Welt res-
pektiert werden, wenn wir sie innerhalb der EU
nicht gegenseitig anerkennen?

Hier sind weitere Fortschritte notwendig, denn die
Probleme bei der Anerkennung sind noch immer
ein Haupthindernis für die Freizügigkeit im europäi-
schen Arbeitsmarkt. Das koordinierte Vorgehen auf
europäischer Ebene hat dazu beigetragen, die
Arbeitslosigkeit in den vergangenen fünf Jahren zu
reduzieren. Insgesamt hat sich also die Methode
der offenen Koordinierung bei Bildung und Be-
schäftigung bewährt.

Das europäische Sozialmodell 

Eine neue Bewährungsprobe steht der Union mit
der Erweiterung ins europäische Haus. Über 500
Millionen Menschen werden in der erweiterten
Union zusammenleben. Wir haben Grund, mit
Optimismus in die Zukunft zu blicken, denn mit
Hilfe des europäischen Sozialmodells und des
sozialen Dialogs verbessern sich die Lebens- und
Arbeitsbedingungen in den neuen Mitgliedstaaten.
Die Angleichung der Standards in den Bereichen
Bildung, Kultur und Jugend sind zentrale Anliegen
der Gemeinschaft und Herausforderung zugleich.
Denn nur eine Anhebung der Sozialstandards in

den Beitrittsländern kann einseitige Wanderungs-
bewegungen die Grundlage entziehen und
Arbeitskräfte binden. 

Schon jetzt haben sich zehn Beitrittsstaaten - zu-
letzt Rumänien im Oktober 2002 - dazu verpflichtet,
tragende Säulen des europäischen Sozialmodells
zu übernehmen. Dazu gehören Arbeitslosen-
versicherung und Bekämpfung sozialer Ausgren-
zung sowie Arbeitsmarktreformen etwa die Moder-
nisierung der Arbeitsverwaltung oder die Entwick-
lung von Lohnsystemen mit den Sozialpartnern. Die
Kandidatenländer nehmen bereits in vielen transna-
tionalen Partnerschaften an Projekten teil - Zusam-
menarbeit und Erfahrungsaustausch praktisch. Hier
hat der Wandel durch Annäherung längst begonnen. 

Wider den “Brain Drain”

In einer erweiterten Union können keine neuen
Schutzwälle an der “Beitrittsgrenze” errichtet wer-
den. Das gilt besonders für den angespannten
Arbeitsmarkt. Das gerade im Vergleich zur Union
höhere wirtschaftliche Wachstumstempo sorgt
schon jetzt für eine Wiederbelebung der Beschäf-
tigung. Hierbei kommt der Bildungspolitik eine
Schlüsselrolle zu, um mit hohen Leistungsstan-
dards und gut vorbereiteten Humanressourcen
Investoren anzulocken. Ein “Brain Drain” von Ost
nach West ist nicht das Ziel der Erweiterung und
würde die Integrationsbemühungen untergraben. 

Mit den Bildungsprogrammen LEONARDO und
SOKRATES ist es gelungen, die Mobilität der Men-
schen deutlich zu erhöhen. Dieses Jahr feiern wir
den millionsten ERASMUS-Studenten. Mit dem
neuen Programm ERASMUS WORLD wollen wir
den Standort Europa für Studierende und Forscher
aus Drittstaaten attraktiver machen. Dies zeigt vor
allem die Richtung, in die wir verstärkt gehen wol-
len: Transparenz der Bildungsangebote, Informa-
tionsaustausch und Belebung der Mobilität. Ein
offener und attraktiver Bildungs- und Beschäfti-
gungsmarkt in Europa ist längst keine Utopie mehr.
Aber ein Ziel, für das sich in Europa immer mehr
Regierungen und Menschen engagieren.
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